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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/545 DER KOMMISSION 

vom 4. April 2018 

über die praktischen Modalitäten für die Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Schienenfahrzeugen und die Genehmigung 
von Schienenfahrzeugtypen gemäß der Richtlinie (EU) 2016/797 

des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL 1 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich 

(1) In dieser Verordnung werden die Anforderungen festgelegt, die 
einzuhalten sind von: 

a) dem Antragsteller, wenn er über die zentrale Anlaufstelle nach Ar­
tikel 12 der Verordnung (EU) 2016/796 des Europäischen Par­
laments und des Rates einen Antrag auf Fahrzeugtypgenehmigung 
und/oder auf Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
stellt; 

b) der Agentur und den NSB im Rahmen der Vorbereitung bzw. wenn 
sie einen Antrag auf Fahrzeugtypgenehmigung und/oder auf Geneh­
migung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen bearbeiten; 

c) der Genehmigungsstelle, wenn sie über die Erteilung von Fahrzeug­
typgenehmigungen oder Genehmigungen für das Inverkehrbringen 
von Fahrzeugen entscheidet; 

d) den Infrastrukturbetreibern im Hinblick auf die Erfüllung der Bedin­
gungen für die Durchführung von Probefahrten in ihren Netzen und 
die Bereitstellung von Informationen zum Verwendungsgebiet für die 
Fahrzeuggenehmigung. 

(2) Diese Verordnung gilt unbeschadet des Artikels 21 Absätze 16 
und 17 der Richtlinie (EU) 2016/797. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Genehmigungsstelle“ die Stelle, die die Fahrzeugtypgenehmigun­
gen und/oder die Genehmigungen für das Inverkehrbringen von 
Fahrzeugen erteilt; 

▼B
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2. „grundlegende Konstruktionsmerkmale“ die Parameter, die zur Be­
stimmung des Fahrzeugtyps gemäß der erteilten Fahrzeugtypgeneh­
migung verwendet werden und im Europäischen Register geneh­
migter Schienenfahrzeugtypen („ERATV“) erfasst sind; 

3. „Konfigurationsmanagement“ ein systematisches organisatorisches, 
technisches und administratives Verfahren, durch das während des 
gesamten Lebenszyklus eines Fahrzeugs und/oder Fahrzeugtyps die 
Einheitlichkeit der Dokumentation und die Rückverfolgbarkeit der 
Änderungen sichergestellt und aufrechterhalten werden, sodass 

a) die Anforderungen der einschlägigen Unionsrechtsvorschriften 
und der nationalen Vorschriften erfüllt werden; 

b) Änderungen kontrolliert und entweder in den technischen Unter­
lagen oder in dem der erteilten Genehmigung beigefügten Dos­
sier dokumentiert werden; 

c) die Informationen und Daten auf dem aktuellen Stand und kor­
rekt bleiben; 

d) die betroffenen Parteien nötigenfalls über Änderungen unterrich­
tet werden; 

4. „Eingangsdatum des Antrags“ 

a) wenn die Agentur als Genehmigungsstelle fungiert: den ersten 
gemeinsamen Arbeitstag der Agentur und der für das geplante 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB nach der Bestätigung des 
Eingangs des Antrags; 

b) wenn eine NSB als Genehmigungsstelle fungiert: den ersten 
Arbeitstag im betreffenden Mitgliedstaat nach der Bestätigung 
des Eingangs des Antrags; 

5. „Änderungsverwaltungsstelle“ den Inhaber der Typgenehmigung für 
das Fahrzeug, den Fahrzeughalter oder die von ihnen beauftragte 
Stelle; 

6. „Inhaber einer Fahrzeugtypgenehmigung“ die natürliche oder juris­
tische Person, die die Typgenehmigung für ein Fahrzeug beantragt 
und erhalten hat, oder dessen Rechtsnachfolger; 

7. „begründeter Zweifel“ ein von der Genehmigungsstelle und/oder 
den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB festgestelltes Pro­
blem der Kategorie 4 gemäß Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe d hin­
sichtlich der vom Antragsteller im Antrag gemachten Angaben mit 
einer Begründung und entsprechenden Nachweisen; 

8. „für das Verwendungsgebiet zuständige nationale Sicherheitsbehör­
de“ oder „für das Verwendungsgebiet zuständige NSB“ die natio­
nale Sicherheitsbehörde, wenn diese eine oder mehrere der folgen­
den Aufgaben durchführt: 

a) eine Bewertung gemäß Artikel 21 Absatz 5 Buchstabe b der 
Richtlinie (EU) 2016/797; 

▼B
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b) eine Anhörung gemäß Artikel 21 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 
2016/797; 

c) erforderlichenfalls die Erteilung von befristeten Genehmigungen 
zur Nutzung des Fahrzeugs für Probefahrten im Netz und die 
Ergreifung von Maßnahmen, durch die sichergestellt wird, dass 
die Probefahrten im Netz gemäß Artikel 21 Absatz 3 der Richt­
linie (EU) 2016/797 stattfinden können; 

9. „Vorbereitung“ eine auf Ersuchen des Antragstellers erfolgende 
Verfahrensstufe vor der Einreichung eines Genehmigungsantrags; 

10. „Standpunkt zur Vorbereitung“ die Stellungnahme der Genehmi­
gungsstelle und der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 
zu dem Vorbereitungsdossier; 

11. „Erfassung der Anforderungen“ den Prozess der Ermittlung, Zuwei­
sung, Umsetzung und Validierung der Anforderungen, die der An­
tragsteller erfüllen muss, um sicherzustellen, dass die einschlägigen 
Vorschriften der Union und der Mitgliedstaaten eingehalten werden. 
Die Erfassung der Anforderungen kann im Rahmen der Produkt­
entwicklungsprozesse erfolgen; 

12. „sichere Integration“ die Erfüllung der grundlegenden Sicherheits­
anforderungen gemäß Anhang III der Richtlinie (EU) 2016/797 
beim Zusammenbau der Teile zu einem vollständigen Ganzen wie 
einem Fahrzeug oder einem Teilsystem sowie zwischen Fahrzeug 
und Netz hinsichtlich der technischen Kompatibilität; 

13. „Fahrzeugtyp-Variante“ eine Option für die Konfiguration eines 
Fahrzeugtyps, die im Rahmen der ersten Genehmigung des Fahr­
zeugtyps nach Artikel 24 Absatz 1 eingeführt wird, oder Änderun­
gen eines bestehenden Fahrzeugtyps während seines Lebenszyklus, 
die eine neue Genehmigung des Fahrzeugtyps nach Artikel 24 Ab­
satz 1 und Artikel 21 Absatz 12 der Richtlinie (EU) 2016/797 
erforderlich machen; 

14. „Fahrzeugtyp-Version“ eine Option für die Konfiguration eines 
Fahrzeugtyps oder einer Fahrzeugtyp-Variante oder Änderungen ei­
nes bestehenden Fahrzeugtyps oder einer bestehenden Fahrzeugtyp- 
Variante während seines bzw. ihres Lebenszyklus, durch die Än­
derungen der grundlegenden Konstruktionsmerkmale eingeführt 
werden, die keine neue Genehmigung des Fahrzeugtyps nach Ar­
tikel 24 Absatz 1 und Artikel 21 Absatz 12 der Richtlinie (EU) 
2016/797 erforderlich machen; 

▼B
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15. „Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen“ die Ent­
scheidung der Genehmigungsstelle, die sich auf eine hinreichende 
Gewähr dafür stützt, dass der Antragsteller und die an der Kon­
zeption, Herstellung, Überprüfung und Validierung des Fahrzeugs 
beteiligten Stellen ihren jeweiligen Pflichten und Verantwortlich­
keiten im Hinblick auf die Gewährleistung der Einhaltung der 
grundlegenden Anforderungen der anwendbaren Rechtsvorschriften 
bzw. der Übereinstimmung mit dem genehmigten Fahrzeugtyp 
nachgekommen sind, sodass das Fahrzeug gemäß den Nutzungs­
bedingungen und etwaigen anderen Beschränkungen, die in der 
Fahrzeuggenehmigung bzw. der Fahrzeugtypgenehmigung angege­
ben sind, im Verwendungsgebiet in Verkehr gebracht und sicher 
verwendet werden kann; 

16. „Fahrzeugtypgenehmigung“ die Entscheidung der Genehmigungs­
stelle, die sich auf eine hinreichende Gewähr dafür stützt, dass 
der Antragsteller und die an der Konzeption, Herstellung, Überprü­
fung und Validierung des Fahrzeugtyps beteiligten Stellen ihren 
Pflichten und Verantwortlichkeiten im Hinblick auf die Gewährleis­
tung der Einhaltung der grundlegenden Anforderungen der anwend­
baren Rechtsvorschriften nachgekommen sind, sodass ein gemäß 
diesem Baumuster hergestelltes Fahrzeug gemäß den Nutzungs­
bedingungen des Fahrzeugs und etwaigen anderen Beschränkungen, 
die in der Fahrzeugtyp-Genehmigung angegeben sind und für alle 
Fahrzeuge gelten, die gemäß diesem Typ genehmigt werden, im 
Verwendungsgebiet des Fahrzeugs in Verkehr gebracht und sicher 
verwendet werden kann; 

▼M1 
17. „maßgebliches Datum“ den 16. Juni 2019 für die Mitgliedstaaten, 

die der Agentur und der Kommission nicht gemäß Artikel 57 Ab­
satz 2 der Richtlinie (EU) 2016/797 notifiziert haben, dass sie den 
Umsetzungszeitraum der Richtlinie verlängert haben. Er bezeichnet 
den 16. Juni 2020 für die Mitgliedstaaten, die der Agentur und der 
Kommission gemäß Artikel 57 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 
2016/797 notifiziert haben, dass sie den Umsetzungszeitraum der 
Richtlinie verlängert haben, und die der Agentur und der Kommis­
sion keine Notifizierung gemäß Artikel 57 Absatz 2a der Richt­
linie (EU) 2016/797 übermittelt haben. Er bezeichnet den 31. Ok­
tober 2020 für die Mitgliedstaaten, die der Agentur und der Kom­
mission gemäß Artikel 57 Absatz 2a der Richtlinie (EU) 2016/797 
notifiziert haben, dass sie den Umsetzungszeitraum der Richtlinie 
weiter verlängert haben. 

▼B 

Artikel 3 

Pflichten des Antragstellers 

Der Antragsteller stellt seinen Antrag auf Fahrzeugtypgenehmigung 
und/oder auf Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
gemäß den Bestimmungen dieser Verordnung. 

Der Antragsteller stellt sicher, dass alle relevanten Anforderungen der 
einschlägigen Rechtsvorschriften ermittelt und erfüllt sind, wenn er ei­
nen Antrag auf Fahrzeugtypgenehmigung und/oder auf Genehmigung 
für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen stellt. 

Artikel 4 

Pflichten der Genehmigungsstelle 

(1) Die Genehmigungsstelle erteilt Fahrzeugtypgenehmigungen und/ 
oder Genehmigungen für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen („Ge­
nehmigungen“) gemäß den Artikeln 21, 24 und 25 der Richtlinie (EU) 
2016/797 und den Bestimmungen dieser Verordnung. 

▼B
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(2) In Bezug auf die Erteilung oder Ablehnung einer Genehmigung 
hat die Genehmigungsstelle folgende Aufgaben: 

a) Koordinierung der Zuweisung der Aufgaben an die betreffenden 
Beteiligten und Einrichtung von Koordinierungsvereinbarungen zwi­
schen den Beteiligten; 

b) Bewertung des Antragsdossiers im Hinblick auf die Frage, ob hin­
reichende Gewähr besteht, dass der Fahrzeugtyp und/oder das Fahr­
zeug den geltenden Rechtsvorschriften entspricht; 

c) Zusammenstellung sämtlicher Unterlagen, der Ergebnisse aller ein­
schlägigen Bewertungen sowie der auf Belegen gestützten Begrün­
dung für ihre Entscheidung, die Genehmigung gemäß dieser Ver­
ordnung zu erteilen oder abzulehnen. 

(3) Ist die Agentur die Genehmigungsstelle, so koordiniert sie die 
Tätigkeiten der NSB hinsichtlich des Verwendungsgebiets, auf das 
sich die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Fahrzeugen beziehen. 

(4) Auf Ersuchen des Antragstellers wirkt die Genehmigungsstelle an 
der Vorbereitung mit. 

(5) Die Genehmigungsstelle nimmt ihre Aufgaben auf offene, dis­
kriminierungsfreie und transparente Weise wahr, fällt ein fachliches 
Urteil, agiert unparteiisch und verhältnismäßig und legt für jede Ent­
scheidung eine auf Belege gestützte Begründung vor. 

(6) Die Genehmigungsstelle legt interne Regelungen bzw. Verfahren 
für die Verwaltung der Erteilung von Fahrzeugtypgenehmigungen und/ 
oder Genehmigungen für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen fest. 
Diese Regelungen bzw. Verfahren tragen den Vereinbarungen nach Ar­
tikel 21 Absatz 14 der Richtlinie (EU) 2016/797 und gegebenenfalls den 
multilateralen Vereinbarungen nach Artikel 21 Absatz 15 der Richt­
linie (EU) 2016/797 Rechnung. 

(7) Wenn der Antragsteller gemäß Artikel 5 Absatz 2 erklärt, dass 
die Gültigkeit der Typgenehmigung beeinträchtigt worden ist, aktuali­
siert die Genehmigungsstelle das ERATV entsprechend. 

(8) Gibt der Antragsteller in seinem Antrag an, dass das Fahrzeug/die 
Fahrzeuge bzw. der Fahrzeugtyp grenznahe Bahnhöfe in benachbarten 
Mitgliedstaaten mit ähnlichen Netzmerkmalen anfahren soll, so geht die 
Genehmigungsstelle folgendermaßen vor: 

▼B
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a) Sie holt bei den NSB der benachbarten Mitgliedstaaten die Bestäti­
gung ein, dass die einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften 
und die Verpflichtungen im Zusammenhang mit den einschlägigen 
grenzüberschreitenden Vereinbarungen erfüllt sind, bevor sie die 
Fahrzeugtypgenehmigung und/oder Genehmigung für das Fahrzeug 
erteilt, und 

b) gibt in der Genehmigung an, dass die Fahrzeugtypgenehmigung und/ 
oder die Fahrzeuggenehmigung ohne Erweiterung des Verwendungs­
gebiets auch für diese Bahnhöfe gilt bzw. gelten. 

Artikel 5 

Pflichten des Inhabers der Fahrzeugtypgenehmigung 

(1) Der Inhaber der Fahrzeugtypgenehmigung ist für das Konfigura­
tionsmanagement des Fahrzeugtyps und das Begleitdossier für die Ent­
scheidung nach Artikel 46 zuständig. 

(2) Unbeschadet der Artikel 53 und 54 unterrichtet der Inhaber der 
Fahrzeugtypgenehmigung im Rahmen des Konfigurationsmanagements 
des Fahrzeugtyps die Genehmigungsstelle, die die Fahrzeugtypgenehmi­
gung erteilt hat, über alle Änderungen des Unionsrechts, die die Gültig­
keit der Typgenehmigung betreffen. 

Artikel 6 

Pflichten des Infrastrukturbetreibers 

(1) Im Rahmen der Fahrzeugtypgenehmigung und/oder der Geneh­
migung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen für das Verwendungs­
gebiet beschränken sich die Pflichten des Infrastrukturbetreibers darauf, 
auf der Grundlage der vom Antragsteller gemäß Artikel 18 bereitgestell­
ten Informationen folgende Informationen zu ermitteln und bereitzustel­
len: 

a) Betriebsbedingungen für die Nutzung des Fahrzeugs für Probefahrten 
im Netz; 

b) infrastrukturbezogene Maßnahmen, die getroffen werden müssen, um 
während der Probefahrten im Netz einen sicheren und zuverlässigen 
Betrieb zu gewährleisten; 

c) Maßnahmen in Bezug auf die Infrastrukturanlagen, die getroffen 
werden müssen, um Probefahrten im Netz durchführen zu können. 

▼B
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(2) Die betreffenden Infrastrukturbetreiber des Verwendungsgebiets 

a) unterstützen den Antragsteller in Bezug auf die Bedingungen für die 
Nutzung des Fahrzeugs für Probefahrten im Netz; 

b) stellen auf nichtdiskriminierende Weise Informationen über die In­
frastruktur im Hinblick auf die Nutzung des Fahrzeugs für Pro­
befahrten im Netz bereit; 

c) ermitteln die Bedingungen und Maßnahmen, die vorliegen bzw. ge­
troffen werden müssen, um das Fahrzeug auf der Grundlage der vom 
Antragsteller bereitgestellten Informationen innerhalb der in Arti­
kel 21 Absätze 3 und 5 der Richtlinie (EU) 2016/797 festgelegten 
Frist für Probefahrten im Netz zu nutzen, und stellen diese bereit; 

d) wirken im Einvernehmen mit dem Antragsteller bei der Vorbereitung 
mit. 

Artikel 7 

Pflichten der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 

(1) Im Hinblick auf die Erteilung einer Fahrzeugtypgenehmigung 
und/oder einer Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
ist es Aufgabe der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB, 

a) ihren Teil der Bewertung nach Artikel 40 vorzunehmen; 

b) der Genehmigungsstelle ein Bewertungsdossier nach Artikel 40 Ab­
satz 6 zu übermitteln. 

(2) Zur Wahrnehmung ihrer Pflichten erfüllen die für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB ihre Aufgaben auf offene, diskriminie­
rungsfreie und transparente Weise, fällen ein fachliches Urteil, agieren 
unparteiisch und verhältnismäßig und legen für jede Feststellung eine 
auf Belege gestützte Begründung vor. 

(3) Auf Ersuchen des Antragstellers wirken die für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB an der Vorbereitung mit. 

(4) Die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB übermitteln der 
Agentur und allen anderen NSB sämtliche Informationen, die sich aus 
den Erfahrungen im Zusammenhang mit technischen und betrieblichen 
Fragen ergeben und die für die Erteilung einer Fahrzeugtypgenehmi­
gung und/oder einer Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahr­
zeugen von Belang sein können, und zwar beispielsweise: 

a) Informationen, die auf der Grundlage des Artikels 4 Absatz 5 Buch­
stabe b der Richtlinie (EU) 2016/798 erlangt wurden; 

b) Informationen über die Nichterfüllung grundlegender Anforderungen, 
die nach Artikel 26 der Richtlinie (EU) 2016/797 zur Änderung oder 
zum Widerruf einer Genehmigung führen kann; 

▼B



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 9 

c) Mängel in den TSI gemäß Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/797. 

(5) Die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB legen interne 
Regelungen bzw. Verfahren für die Verwaltung der Erteilung von Fahr­
zeugtypgenehmigungen und/oder Genehmigungen für das Inverkehr­
bringen von Fahrzeugen fest. Diese Regelungen bzw. Verfahren tragen 
den Vereinbarungen nach Artikel 21 Absatz 14 der Richtlinie (EU) 
2016/797 und gegebenenfalls den multilateralen Vereinbarungen nach 
Artikel 21 Absatz 15 der Richtlinie (EU) 2016/797 Rechnung. 

(6) Die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB erstellen und 
veröffentlichen Leitlinien, in denen ihre Sprachenpolitik, die Kommuni­
kationsbestimmungen und das Verfahren zur befristeten Genehmigung 
erläutert werden, sofern dies nach dem nationalen Rechtsrahmen erfor­
derlich ist, machen diese Leitlinien der Öffentlichkeit kostenlos zugäng­
lich und aktualisieren sie laufend. 

Artikel 8 

Pflichten der Agentur 

(1) Die Agentur erstellt und veröffentlicht Leitlinien, in denen die in 
dieser Verordnung festgelegten Anforderungen beschrieben und erläutert 
werden, macht sie der Öffentlichkeit kostenlos in allen Amtssprachen 
der Union zugänglich und aktualisiert sie laufend. Die Leitlinien um­
fassen auch Mustervorlagen, die von der Genehmigungsstelle und den 
für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB für die Erfassung und den 
Austausch von Informationen verwendet werden können, sowie An­
tragsmuster für Antragsteller. 

(2) Die Agentur legt ein Protokoll und Verfahren für die Erfassung 
und den Austausch der in Artikel 7 Absatz 4 genannten Informationen 
fest. Anderen beteiligten oder betroffenen Parteien kann Zugang zu 
einschlägigen Informationen gewährt werden, sofern die Vertraulichkeit 
der Informationen gewahrt bleibt. 

Artikel 9 

Nutzung genehmigter Fahrzeuge 

Nachdem die Prüfungen gemäß Artikel 23 der Richtlinie (EU) 2016/797 
durchgeführt wurden, kann ein Eisenbahnunternehmen oder ein Infra­
strukturbetreiber das Fahrzeug im Verwendungsgebiet gemäß den ein­
schlägigen Nutzungsbedingungen und anderen Beschränkungen, die in 
der Fahrzeugtypgenehmigung und/oder der Genehmigung für das Inver­
kehrbringen festgelegt sind, nutzen. 

▼B
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Artikel 10 

Sprache 

(1) Wenn ein Antragsteller eine Fahrzeugtypgenehmigung und/oder 
eine Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen gemäß 
Artikel 21 Absätze 5 bis 7 der Richtlinie (EU) 2016/797 beantragt, 
muss er 

a) den Antrag und das dem Antrag beigefügte Dossier in einer der 
Amtssprachen der Union einreichen; 

b) gemäß Anhang IV Abschnitt 2.6 der Richtlinie (EU) 2016/797 auf 
Ersuchen bestimmte dem Antrag beigefügte Teile des Dossiers über­
setzen. In diesem Fall wird die zu verwendende Sprache von der 
NSB festgelegt und in den in Artikel 7 Absatz 6 genannten Leit­
linien angegeben. 

(2) Entscheidungen der Agentur in Bezug auf die Erteilung von Fahr­
zeugtypgenehmigungen und/oder Genehmigungen für das Inverkehr­
bringen von Fahrzeugen, einschließlich der auf Belege gestützten Be­
gründung für die Entscheidung sowie gegebenenfalls der erteilten Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder Genehmigung für das Inverkehrbringen 
von Fahrzeugen, werden in der in Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Sprache erlassen. 

Artikel 11 

Fahrzeuggenehmigungsverfahren für Zweisystem-Stadtbahnen im 
einheitlichen europäischen Eisenbahnraum 

(1) Für die Zwecke einer Typgenehmigung für Zweisystem-Stadt­
bahnfahrzeuge und/oder eine Genehmigung für das Inverkehrbringen 
von Zweisystem-Stadtbahnfahrzeugen im Eisenbahnsystem der Union 
können die Mitgliedstaaten — unbeschadet des Artikels 1 der Richt­
linie (EU) 2016/797 und sofern gemäß Artikel 1 Absatz 5 Buchstabe b 
der Richtlinie (EU) 2016/797 keine für das betreffende Zweisystem- 
Stadtbahnfahrzeug bzw. den betreffenden Zweisystem-Stadtbahnfahr­
zeugtyp geltende technische Spezifikation für die Interoperabilität (TSI) 
vorhanden ist — ein in ihrem jeweiligen nationalen Rechtsrahmen fest­
gelegtes Verfahren für die Typgenehmigung für Zweisystem-Stadtbahn­
fahrzeuge und/oder eine Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Zweisystem-Stadtbahnfahrzeugen anwenden. In einem solchen Fall be­
achtet der Antragsteller das im nationalen Rahmen des betreffenden 
Mitgliedstaats vorgesehene Verfahren für die Typgenehmigung für 
Zweisystem-Stadtbahnfahrzeuge und/oder die Genehmigung für das In­
verkehrbringen von Zweisystem-Stadtbahnfahrzeugen. 

(2) Im Falle einer Typgenehmigung für Zweisystem-Stadtbahnfahr­
zeuge und/oder einer Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Zweisystem-Stadtbahnfahrzeugen für den grenzüberschreitenden Betrieb 
im Eisenbahnsystem der Union und wenn keine TSI für den betreffen­
den Zweisystem-Stadtbahnfahrzeugtyp vorhanden ist, stellt der Antrag­
steller seinen Antrag bei den von den beteiligten Mitgliedstaaten be­
nannten Genehmigungsstellen, die im Hinblick auf die Typgenehmigung 
für Zweisystem-Stadtbahnfahrzeuge und/oder die Genehmigung für 
das Inverkehrbringen von Zweisystem-Stadtbahnfahrzeugen zusammen­
arbeiten. 

▼B
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(3) In anderen Fällen erfolgt die Genehmigung von Zweisystem- 
Stadtbahnfahrzeugen und Zweisystem-Stadtbahnfahrzeugtypen, die in 
den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/797 fallen, nach 
dem in dieser Verordnung festgelegten Verfahren. 

Artikel 12 

Grenzübergreifende Vereinbarungen 

(1) Die NSB veröffentlichen auf ihrer Internetseite das Verfahren in 
Bezug auf grenzüberschreitende Vereinbarungen über die Genehmigung 
zur Bedienung von Bahnhöfen in benachbarten Mitgliedstaaten gemäß 
Artikel 21 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2016/797, und zwar insbeson­
dere: 

a) etwaige bereits bestehende grenzübergreifende Vereinbarungen zwi­
schen NSB, die möglicherweise zu beachten sind; 

b) das zu befolgende Verfahren, falls keine derartigen grenzüberschrei­
tenden Vereinbarungen vorliegen. 

(2) In Bezug auf grenzüberschreitende Vereinbarungen über das Ver­
fahren für die Erteilung von Genehmigungen zur Bedienung von Bahn­
höfen in benachbarten Mitgliedstaaten gemäß Artikel 21 Absatz 8 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 legen die NSB das zu befolgende Verfahren 
fest und machen zumindest folgende Angaben: 

a) die Verfahrensschritte; 

b) die Fristen; 

c) den technischen und geografischen Anwendungsbereich; 

d) die Funktionen und Aufgaben der beteiligten Parteien und 

e) die praktischen Modalitäten für die Konsultation der betreffenden 
Parteien. 

KAPITEL 2 

VORBEREITUNG DES ANTRAGS 

Artikel 13 

Erfassung der Anforderungen 

(1) Im Einklang mit dem übergeordneten Ziel, festgestellte Risiken 
unter Kontrolle zu halten und auf ein vertretbares Maß zu beschränken, 
erfasst ein Antragsteller vor der Einreichung eines Antrags die Anfor­
derungen, um sicherzustellen, dass alle während des Lebenszyklus rele­
vanten Anforderungen in Bezug auf die Konzeption des Fahrzeugs 

a) ordnungsgemäß ermittelt werden; 

b) den Funktionen bzw. Teilsystemen zugeordnet oder über die Nut­
zungsbedingungen oder andere Beschränkungen angegangen werden 
und 

c) umgesetzt und validiert werden. 

▼B
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(2) Der Antragsteller erfasst insbesondere folgende Anforderungen: 

a) die grundlegenden Anforderungen an Teilsysteme im Sinne des Ar­
tikels 3 der Richtlinie (EU) 2016/797, die in deren Anhang III näher 
ausgeführt sind; 

b) die technische Kompatibilität der Teilsysteme eines Fahrzeugs; 

c) die sichere Integration der Teilsysteme eines Fahrzeugs und 

d) die technische Kompatibilität des Fahrzeugs mit dem Netz im Ver­
wendungsgebiet. 

(3) Hinsichtlich Aspekten, die nicht unter die TSI oder die nationalen 
Vorschriften fallen, stützt sich der Antragsteller auf das in Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 402/2013 der Kommission ( 1 ) beschriebene Risi­
komanagementverfahren, um die grundlegenden Anforderungen in Be­
zug auf die Sicherheit des Fahrzeugs und der Teilsysteme sowie die 
sichere Integration der Teilsysteme zu erfassen. 

Artikel 14 

Ermittlung der erforderlichen Genehmigung 

(1) Der Antragsteller ermittelt, welche Art von Genehmigung er be­
antragen muss: 

a) Erstgenehmigung: von der Genehmigungsstelle zu erteilende Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder Genehmigung für das Inverkehrbrin­
gen von Fahrzeugen für einen neuen Fahrzeugtyp, gegebenenfalls 
einschließlich seiner Varianten und/oder Versionen, und gegebenen­
falls des ersten Fahrzeugs eines Typs gemäß Artikel 21 Absatz 1 der 
Richtlinie (EU) 2016/797; 

b) erneute Genehmigung eines Fahrzeugtyps: Erneuerung der Fahrzeug­
typgenehmigung gemäß Artikel 24 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 
2016/797, sofern keine Änderung am Baumuster des Fahrzeugtyps 
vorliegt; 

c) Erweiterung des Verwendungsgebiets: von der zuständigen Geneh­
migungsstelle zu erteilende Fahrzeugtypgenehmigung und/oder Ge­
nehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen für einen be­
reits genehmigten Fahrzeugtyp und/oder ein bereits genehmigtes 
Fahrzeug im Hinblick auf die Erweiterung des Verwendungsgebiets 
ohne Änderung des Baumusters gemäß Artikel 21 Absatz 13 der 
Richtlinie (EU) 2016/797; 

d) neue Genehmigung: von der Genehmigungsstelle zu erteilende Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder Genehmigung für das Inverkehrbrin­
gen von Fahrzeugen nach der Änderung eines bereits genehmigten 
Fahrzeugtyps und/oder Fahrzeugs gemäß Artikel 21 Absatz 12 oder 
Artikel 24 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/797; 

▼B 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 402/2013 der Kommission vom 30. April 
2013 über die gemeinsame Sicherheitsmethode für die Evaluierung und Be­
wertung von Risiken und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 352/2009 
(ABl. L 121 vom 3.5.2013, S. 8).
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e) Genehmigung auf der Grundlage eines Fahrzeugtyps: Genehmigung 
für das Inverkehrbringen eines Fahrzeugs oder einer Serie von Fahr­
zeugen, die einem bereits genehmigten und gültigen Fahrzeugtyp 
entsprechen, auf der Grundlage einer Erklärung der Konformität 
mit diesem Fahrzeugtyp gemäß Artikel 25 Absatz 1 der Richt­
linie (EU) 2016/797. Gegebenenfalls muss klar angegeben werden, 
welcher Version und/oder Variante eines Fahrzeugtyps das Fahrzeug 
bzw. die Serie von Fahrzeugen entspricht. 

(2) Bei Fahrzeugtypgenehmigungen nach Absatz 1 Buchstabe c oder 
d ermittelt der Antragsteller, wenn er Inhaber der bestehenden Fahrzeug­
typgenehmigung ist, ob durch die Genehmigung 

a) ein neuer Fahrzeugtyp oder 

b) eine neue Variante zu einem bestehenden Fahrzeugtyp geschaffen 
wird. 

Ist der Antragsteller nicht Inhaber der bestehenden Fahrzeugtypgeneh­
migung, so führt die Genehmigung gemäß Artikel 15 Absatz 4 zur 
Schaffung eines neuen Fahrzeugtyps. 

(3) Folgende Anträge können miteinander kombiniert werden: 

a) ein Antrag auf Erteilung einer neuen Genehmigung mit einem An­
trag auf Erweiterung des Verwendungsgebiets und 

b) ein Antrag auf Erstgenehmigung mit einem Antrag auf Genehmigung 
auf der Grundlage eines Fahrzeugtyps. 

Für kombinierte Anträge gelten die in Artikel 34 Absätze 1 und 2 ge­
nannten Fristen. Gegebenenfalls kann dies dazu führen, dass die Geneh­
migungsstelle mehrere Genehmigungsentscheidungen erlässt. 

Artikel 15 

Änderung eines bereits genehmigten Fahrzeugtyps 

(1) Jede Änderung eines genehmigten Fahrzeugtyps ist nach entspre­
chender Prüfung einer einzigen der folgenden Kategorien zuzuordnen 
und unterliegt der jeweiligen Genehmigung: 

a) Änderungen ohne Abweichungen gegenüber den technischen Unter­
lagen, die den EG-Prüferklärungen der Teilsysteme beigefügt sind: 
In diesem Fall ist keine Überprüfung durch eine Konformitätsbewer­
tungsstelle erforderlich, und die ursprünglichen EG-Prüferklärungen 
der Teilsysteme sowie die Fahrzeugtypgenehmigung bleiben gültig 
und unverändert; 

▼B



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 14 

b) Änderungen mit Abweichungen gegenüber den technischen Unterla­
gen, die den EG-Prüferklärungen der Teilsysteme beigefügt sind, für 
die möglicherweise neue Prüfungen und somit eine Überprüfung 
gemäß den einschlägigen Konformitätsbewertungsmodulen erforder­
lich sind, die jedoch keine Auswirkungen auf die grundlegenden 
Konstruktionsmerkmale des Fahrzeugtyps haben und gemäß den Kri­
terien des Artikels 21 Absatz 12 der Richtlinie (EU) 2016/797 keine 
neue Genehmigung erfordern; 

c) Änderungen der grundlegenden Konstruktionsmerkmale des Fahr­
zeugtyps, für die nach den Kriterien des Artikels 21 Absatz 12 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 keine neue Genehmigung erforderlich ist; 

d) Änderungen, für die nach den Kriterien des Artikels 21 Absatz 12 
der Richtlinie (EU) 2016/797 eine neue Genehmigung erforderlich 
ist. 

(2) Im Falle einer Änderung nach Absatz 1 Buchstabe b oder c 
werden die technischen Unterlagen, die den EG-Prüferklärungen der 
Teilsysteme beigefügt sind, aktualisiert, und der Inhaber der Fahrzeug­
typgenehmigung hält die einschlägigen Informationen bereit und über­
mittelt sie auf Verlangen der Genehmigungsstelle und/oder der für das 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB. 

(3) Im Falle einer Änderung nach Absatz 1 Buchstabe c erstellt der 
Inhaber der Fahrzeugtypgenehmigung eine neue Version eines Fahr­
zeugtyps bzw. eine neue Version einer Fahrzeugtypvariante und über­
mittelt der Genehmigungsstelle die entsprechenden Informationen. Die 
Genehmigungsstelle registriert die neue Version des Fahrzeugtyps bzw. 
die neue Version der Fahrzeugtypvariante gemäß Artikel 50 im 
ERATV. 

(4) Wenn es sich bei der Änderungsverwaltungsstelle nicht um den 
Inhaber der Fahrzeugtypgenehmigung handelt und die Änderungen an 
dem bestehenden Fahrzeugtyp einer der Kategorien nach Absatz 1 
Buchstabe b, c oder d zugeordnet werden, so gilt Folgendes: 

a) Es ist ein neuer Fahrzeugtyp zu erstellen, 

b) die Änderungsverwaltungsstelle wird zum Antragsteller und 

c) der Antrag auf Genehmigung des neuen Fahrzeugtyps kann sich auf 
den bestehenden Fahrzeugtyp stützen, und der Antragsteller kann das 
Genehmigungsverfahren nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d 
wählen. 

▼B
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Artikel 16 

Änderung eines bereits genehmigten Fahrzeugs 

(1) Bei Änderungen an einem bereits genehmigten Fahrzeug, die mit 
einem Austausch im Zuge von Instandhaltungsarbeiten im Zusammen­
hang stehen und bei denen lediglich im Rahmen von Wartungs- oder 
Reparaturarbeiten am Fahrzeug bestimmte Bauteile durch andere Teile 
gleicher Funktion und Leistung ersetzt werden, ist keine Genehmigung 
für das Inverkehrbringen erforderlich. 

(2) Alle sonstigen Änderungen an einem Fahrzeug sind gemäß Ar­
tikel 15 Absatz 1 zu prüfen und einer der Kategorien zuzuordnen. 

(3) Fällt eine Änderung unter Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe d, so 
beantragt die Änderungsverwaltungsstelle gemäß Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe d eine neue Genehmigung für das Inverkehrbringen. 

(4) Wenn eine Änderungsverwaltungsstelle, bei der es sich nicht um 
den Inhaber der Fahrzeugtypgenehmigung handelt, Änderungen gemäß 
Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe b oder c an einem bereits genehmigten 
Fahrzeug zu verwalten hat, so muss sie 

a) die Abweichungen gegenüber den technischen Unterlagen, die den 
EG-Prüferklärungen der Teilsysteme beigefügt sind, bewerten, 

b) nachweisen, dass keines der in Artikel 21 Absatz 12 der Richt­
linie (EU) 2016/797 genannten Kriterien erfüllt ist, 

c) die technischen Unterlagen, die den EG-Prüferklärungen der Teil­
systeme beigefügt sind, aktualisieren und 

d) die Genehmigungsstelle über die Änderungen unterrichten. 

Dies kann entweder für ein Fahrzeug oder für mehrere identische Fahr­
zeuge gelten. 

Im Falle einer falschen Zuordnung oder auf unzureichende Nachweise 
gestützter Informationen kann die Genehmigungsstelle innerhalb von 
vier Monaten durch eine mit Gründen versehene Entscheidung verlan­
gen, dass ein Genehmigungsantrag gestellt wird. 

(5) Jede Änderung an einem Fahrzeug wird im Rahmen des Kon­
figurationsmanagements unter der Verantwortung des Halters bzw. der 
von ihm beauftragten Stelle erfasst. 

▼B
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Artikel 17 

Ermittlung der Vorschriften einschließlich Nichtanwendung der TSI 

(1) Der Antragsteller ermittelt auf der Grundlage der Wahl des Ge­
nehmigungsverfahrens nach Artikel 14 und der Erfassung der Anforde­
rungen nach Artikel 13 alle geltenden Vorschriften, insbesondere die 
TSI und die nationalen Vorschriften. 

Außerdem konsultiert der Antragsteller die auf der Internetseite der 
Agentur veröffentlichte Liste der TSI-Mängel und trägt diesen Rech­
nung. 

In diesem Fall ermittelt der Antragsteller den von der Agentur angege­
benen geeigneten Konformitätsnachweis, der in Verbindung mit den TSI 
für die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Fahrzeugen zur Feststellung der Konformität mit 
den TSI zu verwenden ist. 

(2) Der Antragsteller ermittelt in jedem Fall, ob von der Anwendung 
der TSI abzusehen ist, und stellt gegebenenfalls gemäß Artikel 7 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 bei den betreffenden Mitgliedstaaten einen 
entsprechenden Antrag. Betrifft die Nichtanwendung der TSI Fahrzeuge 
mit einem mehrere Mitgliedstaaten umfassenden Verwendungsgebiet, so 
müssen die Genehmigungsstelle und die für das Verwendungsgebiet des 
Fahrzeugs zuständigen NSB sich mit dem Antragsteller darüber austau­
schen, welche alternativen Maßnahmen zu ergreifen sind, um die letzt­
liche Interoperabilität des Vorhabens zu fördern. 

(3) Wenn eine neue Version einer TSI Übergangsmaßnahmen vor­
sieht, kann der Antragsteller während der Übergangszeit bereits Anfor­
derungen aus dieser neuen TSI-Version wählen, sofern die Version dies 
ausdrücklich zulässt. 

(4) Werden gemäß Absatz 3 Anforderungen aus einer neueren 
TSI-Version gewählt, so gilt Folgendes: 

a) Der Antragsteller kann die Anforderungen aus verschiedenen Ver­
sionen einer TSI auswählen und muss 

i) darlegen und belegen, inwiefern die aus verschiedenen Versio­
nen einer TSI gewählten Anforderungen kohärent sind, 

ii) im Genehmigungsantrag nach Anhang I angeben, welche Anfor­
derungen aus welcher TSI-Version gewählt wurden, 

iii) bei der Genehmigungsstelle, sofern ein Standpunkt zur Vorberei­
tung vorliegt, gemäß Artikel 24 Absatz 4 gegebenenfalls dessen 
Änderung oder Aktualisierung mit Blick auf die betreffenden 
TSI beantragen. 

▼B
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b) Bei der Bewertung des Antrags prüft die Genehmigungsstelle die 
Vollständigkeit der vom Antragsteller vorgeschlagenen TSI-Anforde­
rungen. 

c) Der Antragsteller ist nicht verpflichtet, in Bezug auf diese Anforde­
rungen gemäß Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2016/797 einen Antrag 
auf Nichtanwendung der TSI zu stellen. 

(5) Sofern in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats vorgesehen, 
kann der Antragsteller Anforderungen aus verschiedenen nationalen 
Vorschriften ebenso auswählen, wie dies gemäß Absatz 3 für TSI gilt. 

(6) Bis zur Annahme der betreffenden TSI können der Antragsteller 
und die benannte(n) Stelle(n) im Rahmen einer EG-Konformitätsprüfung 
den in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/797 genannten 
geeigneten Konformitätsnachweis verwenden. 

(7) Zum Nachweis der Einhaltung der nationalen Vorschriften kön­
nen der Antragsteller und die bestimmte(n) Stelle(n) den geeigneten 
Konformitätsnachweis gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 
2016/797 verwenden. 

Artikel 18 

Ermittlung und Festlegung der Maßnahmen, die getroffen werden 
müssen, um mit dem Fahrzeug Probefahrten im Netz durchführen 

zu können 

Der Antragsteller ermittelt und bestimmt auf der Grundlage der natio­
nalen Vorschriften in Bezug auf Probefahrten, welche Maßnahmen ge­
troffen werden müssen, um mit dem Fahrzeug Probefahrten im Netz 
durchführen zu können. 

Artikel 19 

Befristete Genehmigung zur Nutzung eines Fahrzeugs für 
Probefahrten im Netz 

(1) Befristete Genehmigungen zur Nutzung eines Fahrzeugs für Pro­
befahrten im Netz dürfen die NSB nur dann erteilen, wenn dies im 
nationalen Rechtsrahmen des Mitgliedstaats vorgeschrieben und fest­
gelegt ist. 

(2) Bei der Prüfung von Anträgen auf befristete Genehmigung zur 
Nutzung eines Fahrzeugs für Probefahrten im Netz befolgen die NSB 
den einschlägigen nationalen Rechtsrahmen. 

▼B
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Artikel 20 

Ermittlung der voraussichtlichen Nutzungsbedingungen für ein 
Fahrzeug und sonstige Beschränkungen 

Der Antragsteller ermittelt die voraussichtlichen Nutzungsbedingungen 
für das Fahrzeug und sonstige Beschränkungen in Bezug auf den jewei­
ligen Fahrzeugtyp. 

Artikel 21 

Ermittlung von Konformitätsbewertungen 

Der Antragsteller ermittelt, welche Konformitätsbewertungen gemäß 
Anhang IV der Richtlinie (EU) 2016/797 erforderlich sind. 

KAPITEL 3 

VORBEREITUNG 

Artikel 22 

Vorbereitung 

(1) Auf Ersuchen des Antragstellers bearbeiten die Genehmigungs­
stelle und die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB Vorberei­
tungsanträge, um im Vorfeld eines Antrags auf Erteilung einer Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder einer Genehmigung für das Inverkehr­
bringen von Fahrzeugen den Standpunkt zur Vorbereitung festzulegen. 
Der Vorbereitungsantrag samt einem Dossier, das mindestens die in 
Artikel 23 aufgeführten erforderlichen Informationen umfasst, wird 
vom Antragsteller förmlich über die zentrale Anlaufstelle eingereicht. 

(2) Der Antragsteller reicht seinen Antrag auf Fahrzeugtypgenehmi­
gung und/oder Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
höchstens 84 Monate nach Bekanntgabe der Stellungnahme nach Arti­
kel 24 Absatz 2 ein. 

(3) Der Antragsteller bleibt solange an die von ihm für die Vorberei­
tung gewählte Genehmigungsstelle gebunden, bis 

a) er den betreffenden Antrag auf Fahrzeugtypgenehmigung und/oder 
Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen eingereicht 
hat, 

b) die in Absatz 2 genannte, ab Bekanntgabe der Stellungnahme nach 
Artikel 24 Absatz 2 laufende Frist für die Einreichung des Antrags 
auf Fahrzeugtypgenehmigung und/oder Genehmigung für das Inver­
kehrbringen von Fahrzeugen verstrichen ist oder 

c) der Antragsteller beantragt, die Vorbereitung zu beenden. 

▼B
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(4) Wenn der Antragsteller während der Vorbereitung die Genehmi­
gungsstelle wechseln möchte, muss er beantragen, dass die laufende 
Vorbereitung beendet wird. Anschließend kann der Antragsteller bei 
einer anderen Genehmigungsstelle einen neuen Vorbereitungsantrag 
einreichen. 

(5) Während der Vorbereitungsphase kann der Antragsteller jederzeit 
einen Genehmigungsantrag bei der zentralen Anlaufstelle einreichen. In 
diesem Fall wird die Vorbereitungsphase beendet. 

(6) Im Rahmen der Vorbereitung verfolgen die Genehmigungsstelle 
und gegebenenfalls die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 
auf der Grundlage der Angaben in Artikel 41 in Bezug auf die Fest­
stellung und die Einstufung von Problemen die Probleme, die sie mit 
dem Antragsteller erörtert haben. 

Artikel 23 

Vorbereitungsdossier 

Das dem Vorbereitungsantrag beigefügte Vorbereitungsdossier muss fol­
gende Informationen enthalten: 

a) eine Beschreibung des zu genehmigenden Fahrzeugtyps und/oder 
Fahrzeugs, gegebenenfalls einschließlich der vorgesehenen Varianten 
und/oder Versionen, sowie eine Beschreibung der im Hinblick auf 
deren Entwicklung durchgeführten Aufgaben und Tätigkeiten; 

b) die vom Antragsteller gewählte Genehmigungsstelle und das bzw. 
die gewählte(n) Genehmigungsverfahren nach Artikel 14; 

c) eine Beschreibung des Verwendungsgebiets; 

d) eine Beschreibung der voraussichtlichen Nutzungsbedingungen für 
das Fahrzeug und sonstigen Beschränkungen gemäß Artikel 20; 

e) die Zeitplanung des Antragstellers für seine Aufgaben im Rahmen 
des Fahrzeuggenehmigungsverfahrens, gegebenenfalls einschließlich 
geplanter Probefahrten im Netz; 

f) eine Beschreibung der Methodik zur Erfassung der Anforderungen 
gemäß Artikel 13; 

g) eine Aufstellung der Vorschriften und Anforderungen, die der An­
tragsteller nach Artikel 17 und Artikel 18 zu erfüllen hat; 

h) eine Aufstellung der gemäß Artikel 21 ermittelten Konformitäts­
bewertungen, gegebenenfalls einschließlich der anzuwendenden Mo­
dule sowie Zwischenprüfbescheinigungen; 

▼B
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i) gegebenenfalls eine Beschreibung der praktischen Modalitäten für 
die Nutzung des Fahrzeugs für Probefahrten im Netz; 

j) eine Aufstellung des Inhalts der Unterlagen, die der Antragsteller der 
Genehmigungsstelle und den für das Verwendungsgebiet zuständigen 
NSB im Hinblick auf die Beantragung der Fahrzeugtypgenehmigung 
und/oder der Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
vorzulegen beabsichtigt; 

k) einen Vorschlag gemäß Artikel 10, welche Sprache im Rahmen des 
Fahrzeuggenehmigungsverfahrens verwendet werden soll; 

l) eine Beschreibung der Organisation des Antragstellers mit Blick auf 
seine Aufgaben im Rahmen des Fahrzeuggenehmigungsverfahrens 
einschließlich Kontaktangaben des Antragstellers, Informationen 
über Kontaktpersonen, Ersuchen um Koordinierung und Treffen 
mit der Genehmigungsstelle und den für das Verwendungsgebiet 
zuständigen NSB. 

Artikel 24 

Standpunkt zur Vorbereitung 

(1) Innerhalb eines Monats nach dem Eingangsdatum des Vorberei­
tungsantrags teilen die Genehmigungsstelle und die für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB dem Antragsteller mit, dass das Vorberei­
tungsdossier vollständig ist, oder ersuchen um die Übermittlung fehlen­
der Informationen, wofür sie eine angemessene Frist setzen. 

(2) Wenn dem Antragsteller mitgeteilt wird, dass sein Vorbereitungs­
dossier vollständig ist, geben die Genehmigungsstelle und die für das 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB innerhalb von zwei Monaten nach 
dieser Bestätigung über die zentrale Anlaufstelle eine Stellungnahme zu 
dem vom Antragsteller im Vorbereitungsantrag vorgeschlagenen Vor­
haben ab. In dieser Stellungnahme wird der Standpunkt zur Vorberei­
tung festgehalten, einschließlich der Festsetzung der TSI-Version und 
der nationalen Vorschriften, die unbeschadet des Absatzes 4 für den 
anschließenden Genehmigungsantrag zugrunde zu legen sind. 

(3) Im Standpunkt zur Vorbereitung wird angegeben, welche Sprache 
gemäß Artikel 10 zu verwenden ist. 
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(4) Im Falle von Änderungen, die Auswirkungen auf die Angaben im 
Vorbereitungsdossier und den Standpunkt zur Vorbereitung haben, über­
mittelt der Antragsteller einen geänderten und aktualisierten Vorberei­
tungsantrag, der nur die Änderungen und die Schnittstellen mit den 
unveränderten Teilen enthält. Dies kommt für folgende Änderungen in 
Betracht: 

a) Änderungen des Baumusters oder der Bewertungsmethode, die aus 
wesentlichen Sicherheitserwägungen resultieren, 

b) Änderungen der rechtlichen Anforderungen, die den Standpunkt zur 
Vorbereitung ungültig machen, oder 

c) vom Antragsteller freiwillig eingeführte Änderungen. 

(5) Die Genehmigungsstelle und gegebenenfalls die für das betref­
fende Verwendungsgebiet zuständigen NSB prüfen den geänderten und 
aktualisierten Vorbereitungsantrag und nehmen innerhalb eines Monats 
dazu Stellung und halten diese Stellungnahme in einem geänderten und 
aktualisierten Standpunkt zur Vorbereitung fest. 

KAPITEL 4 

KONFORMITÄTSBEWERTUNG 

Artikel 25 

Konformitätsbewertung 

Jede Konformitätsbewertungsstelle ist für die Zusammenstellung der 
Unterlagen und die Erstellung aller erforderlichen Berichte im Zusam­
menhang mit ihren nach Artikel 26 durchgeführten Konformitätsbewer­
tungen verantwortlich. 

Artikel 26 

Überprüfungen und Nachweise 

(1) Der Antragsteller führt für jedes Genehmigungsverfahren die er­
forderlichen Prüfungen durch, um die in Anhang I genannten Nach­
weise zu erbringen. 

(2) Die Genehmigungsstelle und die für das Verwendungsgebiet zu­
ständigen NSB schreiben keine Anforderungen an die Nachweise vor, 
die in den technischen Unterlagen zu den EG-Prüferklärungen der Teil­
systeme enthalten sein müssen; bei begründeten Zweifeln können sie 
vom Antragsteller jedoch die Durchführung zusätzlicher Prüfungen 
verlangen. 
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Artikel 27 

Behebung von Nichtkonformitäten 

(1) Nichtkonformitäten mit TSI und/oder nationalen Vorschriften 
werden vom Antragsteller behoben, sofern nicht nach Artikel 7 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 eine Genehmigung erteilt wurde, von der 
Anwendung der TSI abzusehen. Sinngemäß kann dies auch für natio­
nale Vorschriften gelten, wenn der nationale Rechtsrahmen des Mit­
gliedstaats dies zulässt. 

(2) Um die Folgen einer Nichtkonformität zu mindern, kann der 
Antragsteller alternativ eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen 
ergreifen: 

a) Änderung des Entwurfs: In diesem Fall beginnt das Verfahren ab der 
Erfassung der Anforderungen gemäß Artikel 13 von Neuem, jedoch 
nur in Bezug auf die geänderten Elemente und die von der Änderung 
betroffenen Elemente; 

b) Festlegung der Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und sons­
tigen Beschränkungen gemäß Artikel 20: In diesem Fall werden 
die Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und die sonstigen Be­
schränkungen vom Antragsteller festgelegt und von der zuständigen 
Konformitätsbewertungsstelle geprüft. 

(3) Den vom Antragsteller zur Behebung einer Nichtkonformität vor­
geschlagenen Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und sonstigen 
Beschränkungen gemäß Artikel 20 sind die erforderlichen Konformitäts­
bewertungen nach Artikel 25 zugrunde zu legen. 

KAPITEL 5 

ANTRAGSTELLUNG 

Artikel 28 

Erbringung der für den Antrag notwendigen Nachweise 

Der Antragsteller für eine Fahrzeugtypgenehmigung und/oder eine Ge­
nehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen erbringt die für 
den Antrag notwendigen Nachweise, indem er 

a) die EG-Prüferklärungen der einzelnen Teilsysteme des Fahrzeugs 
zusammenstellt und in dem technischen Begleitdossier zu den 
EG-Erklärungen die Nachweise über die Ergebnisse der Konfor­
mitätsbewertungen vorlegt, die nach der Ermittlung gemäß Artikel 21 
durchgeführt wurden; 

b) sicherstellt, dass die Schnittstellen zwischen Teilsystemen, die nicht 
in den TSI und/oder nationalen Vorschriften definiert sind, bei der 
Erfassung der Anforderungen gemäß Artikel 13 berücksichtigt wer­
den und den grundlegenden Anforderungen in Artikel 3 Absatz 1 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 entsprechen. 

▼B



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 23 

Artikel 29 

Zusammenstellung des dem Antrag beigefügten Dossiers 

(1) Der vorgeschriebene Inhalt des dem Antrag beigefügten Dossiers 
gemäß Anhang I wird vom Antragsteller in strukturierter Weise vor­
bereitet und zusammengestellt. 

(2) Für die Genehmigungen nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben b, 
c, d und e prüft der Antragsteller die Gültigkeit der vorhandenen Fahr­
zeugtypgenehmigung. 

(3) Für die Genehmigungen nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben c 
und d legt der Antragsteller die Unterlagen vor, die die Genehmigungs­
stelle für ihre Entscheidung benötigt, einschließlich, soweit vorhanden, 
aller dem Dossier für die frühere Genehmigung beigefügten Unterlagen. 

Artikel 30 

Inhalt und Vollständigkeit des Antrags 

(1) Damit der Antrag von der Genehmigungsstelle und gegebenen­
falls von den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB als voll­
ständig erachtet wird, muss er die in Anhang I genannten Informationen 
enthalten. 

(2) Genehmigungen für eine Erweiterung des Verwendungsgebiets 
nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c unterliegen folgenden Bestim­
mungen: 

a) die Unterlagen, die vom Antragsteller dem vollständigen Begleitdos­
sier zu der Entscheidung gemäß Artikel 46 hinzuzufügen sind, sind 
auf die Aspekte zu beschränken, die die einschlägigen nationalen 
Vorschriften und die technische Kompatibilität zwischen dem Fahr­
zeug und dem Netz des erweiterten Verwendungsgebiets betreffen; 

b) sieht die ursprüngliche Fahrzeugtypgenehmigung die Nichtanwen­
dung von TSI vor, so fügt der Antragsteller die jeweiligen Entschei­
dungen über die Nichtanwendung der TSI nach Artikel 7 der Richt­
linie (EU) 2016/797, die sich auf das erweiterte Verwendungsgebiet 
beziehen, dem vollständigen ursprünglichen Begleitdossier zu der 
Entscheidung gemäß Artikel 46 hinzu; 

c) bei Fahrzeugen und/oder Fahrzeugtypen, die gemäß der Richtlinie 
2008/57/EG oder früher genehmigt wurden, müssen die vom Antrag­
steller dem ursprünglichen Dossier hinzuzufügenden Informationen 
bezüglich der in Buchstabe a genannten Aspekte auch die anwend­
baren nationalen Vorschriften enthalten. 
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Artikel 31 

Antragstellung über die zentrale Anlaufstelle 

(1) Der Antrag auf eine Fahrzeugtypgenehmigung und/oder eine Ge­
nehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen wird vom Antrag­
steller über die zentrale Anlaufstelle gemäß Artikel 12 der Verord­
nung (EU) 2016/796 förmlich eingereicht und enthält die in Anhang I 
genannten Informationen. 

(2) Bei der Beantragung einer Fahrzeugtypgenehmigung und/oder 
einer Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen wählt 
der Antragsteller die Genehmigungsstelle im Einklang mit Artikel 21 
Absatz 5 und Artikel 21 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2016/797. 

(3) Die vom Antragsteller getroffene Wahl der Genehmigungsstelle 
ist verbindlich, bis die Genehmigungsstelle entschieden hat, die Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das Inverkehrbrin­
gen von Fahrzeugen zu erteilen oder den Antrag abzulehnen, oder der 
Antragsteller seinen Antrag beendet hat. 

(4) Die zentrale Anlaufstelle leitet das Dossier des Antragstellers an 
die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB weiter. 

KAPITEL 6 

BEARBEITUNG DES ANTRAGS 

Artikel 32 

Vollständigkeitsprüfung 

(1) Die Genehmigungsstelle prüft gemäß Artikel 30 die Vollständig­
keit der vom Antragsteller in seinem Antrag vorgelegten Informationen 
und Unterlagen. 

(2) Die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 

a) prüfen, ob das Verwendungsgebiet für ihren Teil korrekt spezifiziert 
ist; 

b) weisen auf Probleme im Zusammenhang mit der Vollständigkeit der 
Informationen und Unterlagen hin, die für die Bewertung der an­
wendbaren nationalen Vorschriften gemäß Anhang III vorgelegt 
wurden. 

(3) Im Rahmen der Vollständigkeitsprüfung gemäß den Absätzen 1 
und 2 prüfen die Genehmigungsstelle und die für das Verwendungs­
gebiet zuständigen NSB, ob 

a) der Antragsteller in dem Antrag auf Erteilung einer Fahrzeugtypge­
nehmigung und/oder einer Genehmigung für das Inverkehrbringen 
von Fahrzeugen alle gemäß Artikel 30 erforderlichen Informationen 
und Unterlagen vorgelegt hat; 

▼B



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 25 

b) die vorgelegten Informationen und Unterlagen geeignet sind, es der 
Genehmigungsstelle und den für das Verwendungsgebiet zuständigen 
NSB zu ermöglichen, ihre Bewertungen gemäß Artikel 38 bis Ar­
tikel 40 durchzuführen. 

Artikel 33 

Eingangsbestätigung 

(1) Die zentrale Anlaufstelle bestätigt dem Antragsteller automatisch 
den Eingang des Antrags. 

(2) Die Bewertung des Antrags beginnt am Tag des Antragseingangs. 

Artikel 34 

Fristen für die Bewertung des Antrags 

(1) Die Genehmigungsstelle und die für das Verwendungsgebiet zu­
ständigen NSB prüfen innerhalb eines Monats nach dem Eingangsdatum 
des Antrags für ihren jeweiligen Teil die Vollständigkeit des Antrags 
gemäß Artikel 32. Die Genehmigungsstelle teilt dem Antragsteller das 
Ergebnis der Vollständigkeitsprüfung mit. 

(2) Wird dem Antragsteller mitgeteilt, dass der Antrag vollständig ist, 
so wird innerhalb von vier Monaten, nachdem die Vollständigkeit des 
Antrags mitgeteilt wurde, über die Erteilung der Fahrzeugtypgenehmi­
gung und/oder der Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahr­
zeugen entschieden. 

(3) Bei einer Genehmigung auf Grundlage eines Fahrzeugtyps gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe e entscheidet die Genehmigungsstelle 
innerhalb eines Monats nach dem Eingangsdatum des Antrags. 

(4) Wird dem Antragsteller mitgeteilt, dass der Antrag unvollständig 
ist, so wird über die Erteilung einer Fahrzeugtypgenehmigung und/oder 
einer Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen innerhalb 
von vier Monaten nach Vorlage der fehlenden Informationen durch den 
Antragsteller entschieden, sofern der Antrag keine grundsätzlichen Män­
gel aufweist; im letzteren Fall wird der Antrag abgelehnt. 
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(5) Auch bei vollständigen Anträgen im Sinne des Absatzes 2 kön­
nen die Genehmigungsstelle bzw. die für das Verwendungsgebiet zu­
ständigen NSB während der Bewertung jederzeit zusätzliche Informa­
tionen anfordern und eine angemessene Frist für deren Bereitstellung 
festlegen, ohne die Bewertung auszusetzen, sofern nicht die Bestimmun­
gen des Absatzes 6 Anwendung finden. 

(6) Haben die Genehmigungsstelle oder die für das Verwendungs­
gebiet zuständigen NSB einen begründeten Zweifel vorgebracht und 
muss der Antragsteller zusätzliche Informationen vorlegen, so kann 
die Genehmigungsstelle die Bewertung aussetzen und die Frist in einer 
ordnungsgemäß dokumentierten Vereinbarung mit dem Antragsteller 
über den in Artikel 21 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/797 genann­
ten Zeitraum hinaus verlängern. Die Frist für die Bereitstellung der 
zusätzlichen Informationen muss in einem angemessenen Verhältnis 
zu der Schwierigkeit stehen, die für den Antragsteller mit ihrer Beschaf­
fung verbunden ist. Die Bewertung und die entsprechende Frist werden 
fortgesetzt, nachdem der Antragsteller die angeforderten Informationen 
vorgelegt hat. Wird keine Vereinbarung mit dem Antragsteller 
getroffen, so entscheiden die Genehmigungsstelle oder die für das Ver­
wendungsgebiet zuständigen NSB auf der Grundlage der verfügbaren 
Informationen. 

Artikel 35 

Kommunikation während der Antragsbewertung 

(1) Die Genehmigungsstelle, die für das Verwendungsgebiet zustän­
digen NSB und der Antragsteller kommunizieren in den in Artikel 41 
genannten Belangen über die zentrale Anlaufstelle. 

(2) Der jeweilige Stand der einzelnen Stufen des Fahrzeuggenehmi­
gungsverfahrens, die Entscheidung über den Antrag sowie die Gründe 
der Entscheidung werden dem Antragsteller über die zentrale Anlauf­
stelle mitgeteilt. 

(3) In den Leitlinien der Agentur und der NSB werden Vereinbarun­
gen für die Kommunikation untereinander und mit dem Antragsteller 
angegeben. 

Artikel 36 

Informationsmanagement im Zusammenhang mit der Antragsbewertung 

(1) Die Genehmigungsstelle und die für das Verwendungsgebiet zu­
ständigen NSB registrieren bei der zentralen Anlaufstelle — gegebenen­
falls für den Teil der Bewertung, für den sie zuständig sind — die 
Ergebnisse der einzelnen Stufen des Fahrzeuggenehmigungsverfahrens, 
an denen sie beteiligt sind, einschließlich aller antragsbezogenen Unter­
lagen in Bezug auf Folgendes: 

a) Eingang; 

b) Bearbeitung; 

c) Bewertung; 
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d) Ergebnisse der Antragsbewertung gemäß Artikel 45; 

e) endgültige Entscheidung über die Erteilung oder Nichterteilung der 
Fahrzeugtypgenehmigung und/oder der Genehmigung für das Inver­
kehrbringen von Fahrzeugen; 

f) endgültige Unterlagen für die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die 
Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen gemäß Ar­
tikel 47. 

(2) Die endgültige Entscheidung über die Erteilung oder Nichtertei­
lung der Fahrzeugtypgenehmigung und/oder der Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Fahrzeugen wird dem Antragsteller über die zen­
trale Anlaufstelle mitgeteilt. 

(3) Für die in Absatz 1 genannten Unterlagen wenden die Genehmi­
gungsstelle und die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB das 
von der zentralen Anlaufstelle vorgesehene Verfahren der Dokumenten­
steuerung an. 

(4) Verwenden die NSB für die Bearbeitung an sie gerichteter An­
träge ein Informationsmanagementsystem, so übermitteln sie der zen­
tralen Anlaufstelle alle einschlägigen Informationen. 

Artikel 37 

Koordinierung der Antragsbewertung zwischen der Genehmigungsstelle 
und den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 

(1) Für die Zwecke der Antragsbewertung planen, organisieren und 
vereinbaren die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB die not­
wendigen Modalitäten, um die Einstufung der nationalen Vorschriften 
und die länderübergreifende Anerkennung nach Artikel 14 Absatz 10 
der Richtlinie (EU) 2016/797 zu berücksichtigen. Die vereinbarten Mo­
dalitäten für die Antragsbewertung werden der Genehmigungsstelle und 
dem Antragsteller mitgeteilt. 

(2) Die Genehmigungsstelle und die für das Verwendungsgebiet zu­
ständigen NSB stimmen sich untereinander ab, um alle Probleme und 
etwaigen Fälle zu behandeln, die eine Änderung des Antrags und/oder 
die Anforderung zusätzlicher Informationen erfordern können, wenn die 
Bereitstellung zusätzlicher Informationen Auswirkungen auf die Frist 
der Antragsbewertung oder möglicherweise Einfluss auf ihre Arbeit 
hat, und vereinbaren das weitere Vorgehen. 

(3) Bei der Vereinbarung ihrer Koordinierungstätigkeiten nach Ab­
satz 2 entscheiden die Genehmigungsstelle und die für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich, 
dem Antragsteller über die zentrale Anlaufstelle alle Fälle mitzuteilen, 
die eine Änderung des Antrags und/oder die Anforderung zusätzlicher 
Informationen erfordern können. 
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(4) Bevor die Genehmigungsstelle ihre endgültige Entscheidung trifft 
und bevor die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB ihre Be­
wertungsdossiers vorlegen, müssen die Genehmigungsstelle und die für 
das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 

a) das Ergebnis ihrer jeweiligen Bewertungen erörtern und 

b) Einigung erzielen über die Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug 
und die sonstigen Beschränkungen des Verwendungsgebiets und/ 
oder ausgeschlossene Verwendungsgebiete, die jeweils in der Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder der Genehmigung für das Inverkehr­
bringen des Fahrzeugs zu vermerken sind. 

(5) Auf der Grundlage der Ergebnisse der Koordinierungstätigkeiten 
gemäß Absatz 4 unterrichtet die Genehmigungsstelle den Antragsteller 
über die Gründe ihrer Entscheidung. Sie berücksichtigt dabei die Be­
wertungsdossiers der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB ge­
mäß Artikel 40 Absatz 6 bezüglich der Erteilung oder Nichterteilung der 
Fahrzeugtypgenehmigung und/oder der Genehmigung für das Inverkehr­
bringen von Fahrzeugen, einschließlich etwaiger Nutzungsbedingungen 
für das Fahrzeug und sonstiger Beschränkungen und/oder Einschränkun­
gen des Verwendungsgebiets, die jeweils in der Fahrzeugtypgenehmi­
gung und/oder der Genehmigung für das Inverkehrbringen des Fahr­
zeugs zu vermerken sind. 

(6) Die Genehmigungsstelle führt bei der zentralen Anlaufstelle Auf­
zeichnungen über die Koordinierungstätigkeiten gemäß Artikel 36 und 
hält diese auf dem neuesten Stand. 

Artikel 38 

Bewertung des Antrags 

Die Genehmigungsstelle und die für das Verwendungsgebiet zuständi­
gen NSB bewerten den Antrag, um hinreichende Gewähr dafür zu 
schaffen, dass der Antragsteller und die ihn unterstützenden Akteure 
ihre Pflichten und Aufgaben in der Konzeptions-, Herstellungs-, Über­
prüfungs- und Validierungsphase des Fahrzeugs und/oder des Fahrzeug­
typs erfüllt haben, um die Erfüllung der grundlegenden Anforderungen 
der anwendbaren Rechtsvorschriften zu gewährleisten, damit das Fahr­
zeug in Verkehr gebracht und im Verwendungsgebiet des Fahrzeugtyps 
entsprechend den im Antrag festgelegten Nutzungsbedingungen und 
sonstigen Beschränkungen sicher betrieben werden kann. 

Artikel 39 

Antragsbewertung durch die Genehmigungsstelle 

(1) Die Genehmigungsstelle bewertet die in Anhang II genannten 
Aspekte. 
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(2) Soll eine Fahrzeugtypgenehmigung und/oder eine Genehmigung 
für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen für ein Verwendungsgebiet 
erteilt werden, das auf die Netze innerhalb eines Mitgliedstaats be­
schränkt ist, und hat der Antragsteller gemäß Artikel 21 Absatz 8 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 die NSB als Genehmigungsstelle gewählt, so 
führt die Genehmigungsstelle zusätzlich zu den Bewertungen gemäß 
Absatz 1 auch eine Bewertung der in Anhang III genannten Aspekte 
durch. In diesem Fall prüft die Genehmigungsstelle zusätzlich zu den in 
Anhang III genannten Aspekten, ob nach Artikel 8 Absatz 2 einschlä­
gige Informationen erfasst wurden, und trägt diesen bei der Antrags­
bewertung Rechnung. Alle festgestellten Probleme werden in das Pro­
blemprotokoll gemäß Artikel 41 aufgenommen. 

(3) Verwendet der Antragsteller eine nichtstandardisierte Methodik 
für die Erfassung der Anforderungen, so bewertet die Genehmigungs­
stelle die Methodik anhand der in Anhang II festgelegten Kriterien. 

(4) Die Genehmigungsstelle prüft die Vollständigkeit, Relevanz und 
Kohärenz der anhand der für die Erfassung der Anforderungen ange­
wandten Methodik erstellten Nachweise unabhängig von dem jeweils 
angewandten Verfahren. Bei neuen Genehmigungen gemäß Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe d beschränkt sich die Bewertung der Genehmi­
gungsstelle auf die Teile des Fahrzeugs, die geändert wurden, und auf 
deren Auswirkungen auf die nichtgeänderten Fahrzeugteile. Die bei 
Genehmigungen zur „Erweiterung des Verwendungsgebiets“ gemäß Ar­
tikel 14 Absatz 1 Buchstabe c von der Genehmigungsstelle durchzufüh­
renden Prüfungen beschränken sich auf die anwendbaren nationalen 
Vorschriften und die technische Kompatibilität zwischen dem Fahrzeug 
und dem Netz des erweiterten Verwendungsgebiets. Prüfungen, die be­
reits im Rahmen der vorherigen Genehmigung durchgeführt wurden, 
werden von der Genehmigungsstelle nicht wiederholt. 

(5) Die Genehmigungsstelle erstellt ein Bewertungsdossier mit fol­
gendem Inhalt: 

a) einer eindeutigen Erklärung, ob das Ergebnis der Bewertung in Be­
zug auf das im Antrag vorgesehene Verwendungsgebiet und gege­
benenfalls die Nutzungsbedingungen oder Beschränkungen positiv 
oder negativ ist; 

b) einer Zusammenfassung der durchgeführten Bewertungen; 

c) einem Bericht auf Grundlage des Problemprotokolls für das betref­
fende Verwendungsgebiet; 

d) einer ausgefüllten Checkliste mit Nachweisen, dass alle in Anhang II 
und gegebenenfalls Anhang III genannten Aspekte geprüft wurden. 
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Artikel 40 

Antragsbewertung durch die für das Verwendungsgebiet zuständigen 
NSB 

(1) Die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB bewerten die in 
Anhang III genannten Aspekte. Die von den für das Verwendungsgebiet 
zuständigen NSB durchzuführenden Bewertungen betreffen nur die ein­
schlägigen nationalen Vorschriften für das Verwendungsgebiet, wobei 
den nach Artikel 37 Absatz 1 vereinbarten Modalitäten Rechnung ge­
tragen wird. 

(2) Bei der Bewertung der Erfassung der Anforderungen prüfen die 
für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB die Vollständigkeit, Rele­
vanz und Kohärenz der Nachweise, die vom Antragsteller anhand der 
für die Erfassung der Anforderungen angewandten Methodik erstellt 
wurden. 

(3) Bei neuen Genehmigungen gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buch­
stabe d beschränkt sich die Bewertung der für das Verwendungsgebiet 
zuständigen NSB auf die Teile des Fahrzeugs, die geändert wurden, und 
die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die nichtgeänderten Fahr­
zeugteile. 

(4) Die Prüfungen, die von den für das Verwendungsgebiet zustän­
digen NSB bei Genehmigungen zur Erweiterung des Verwendungs­
gebiets gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c durchzuführen sind, 
beschränken sich auf die anwendbaren nationalen Vorschriften und 
die technische Kompatibilität zwischen dem Fahrzeug und dem Netz 
des erweiterten Verwendungsgebiets. Prüfungen, die bereits bei der vor­
herigen Genehmigung durchgeführt wurden, werden von den für das 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB nicht wiederholt. 

(5) Im Einklang mit Artikel 6 und Artikel 14 der Richtlinie (EU) 
2016/797 prüfen die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB zu­
sätzlich zu den in Anhang III genannten Aspekten, ob nach Artikel 8 
Absatz 2 einschlägige Informationen erfasst wurden, und tragen diesen 
bei der Antragsbewertung Rechnung. Alle festgestellten Probleme wer­
den in das Problemprotokoll gemäß Artikel 41 aufgenommen. 

(6) Die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB erstellen ein 
Bewertungsdossier mit folgendem Inhalt: 

a) einer eindeutigen Erklärung, ob das Ergebnis der Bewertung in Be­
zug auf das im Antrag vorgesehene Verwendungsgebiet und gege­
benenfalls die Nutzungsbedingungen und Beschränkungen positiv 
oder negativ ist; 

b) einer Zusammenfassung der durchgeführten Bewertungen; 

c) einem Bericht auf Grundlage des Problemprotokolls für das betref­
fende Verwendungsgebiet; 

d) einer ausgefüllten Checkliste mit Nachweisen, dass alle in Anhang III 
genannten Aspekte geprüft wurden. 
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Artikel 41 

Einstufung von Problemen 

(1) Die Genehmigungsstelle und gegebenenfalls die für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB halten die im Rahmen ihrer Antrags­
bewertung festgestellten Probleme in einem Protokoll fest und stufen 
sie folgendermaßen ein: 

a) „Kategorie 1“: Probleme, die für das Verständnis des Antragsdos­
siers eine Antwort des Antragstellers erfordern; 

b) „Kategorie 2“: Probleme, die eine Änderung des Antragsdossiers 
oder eine geringfügige Maßnahme des Antragstellers nach sich zie­
hen können. Die zu ergreifende Maßnahme liegt im Ermessen des 
Antragstellers und steht der Erteilung der Fahrzeugtypgenehmigung 
und/oder der Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeu­
gen nicht im Wege; 

c) „Kategorie 3“: Probleme, die eine Änderung des Antragsdossiers 
durch den Antragsteller erfordern, aber der Erteilung der Fahrzeug­
typgenehmigung und/oder der Genehmigung für das Inverkehrbrin­
gen von Fahrzeugen unter zusätzlichen und/oder restriktiveren Nut­
zungsbedingungen für das Fahrzeug und anderen Beschränkungen 
als denen, die der Antragsteller in seinem Antrag angegeben hat, 
nicht im Wege stehen; allerdings muss das Problem gelöst werden, 
damit die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für 
das Inverkehrbringen von Fahrzeugen erteilt werden kann; die vom 
Antragsteller durchzuführenden Korrekturmaßnahmen sind vom An­
tragsteller vorzuschlagen und mit der Partei, die das Problem fest­
gestellt hat, abzustimmen; 

d) „Kategorie 4“: Probleme, die eine Änderung des Antragsdossiers 
durch den Antragsteller erfordern; die Fahrzeugtypgenehmigung und/ 
oder die Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
darf nur erteilt werden, wenn das Problem gelöst ist; die vom An­
tragsteller durchzuführenden Korrekturmaßnahmen sind vom Antrag­
steller vorzuschlagen und mit der Partei, die das Problem festgestellt 
hat, abzustimmen. Zu den Problemen der Kategorie 4 gehören ins­
besondere Nichtkonformitäten im Sinne des Artikels 26 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2016/797. 

(2) Nach Übermittlung einer Antwort oder Ergreifung einer Maß­
nahme durch den Antragsteller nehmen die Genehmigungsstelle oder 
die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB eine Neubewertung 
der von ihnen festgestellten Probleme vor, stufen sie gegebenenfalls 
neu ein und versehen jedes der festgestellten Probleme mit einem der 
folgenden Status: 

a) „offenes Problem“, wenn die vom Antragsteller vorgelegten Nach­
weise nicht zufriedenstellend und noch weitere Informationen erfor­
derlich sind; 

b) „abgeschlossenes Problem“, wenn eine hinreichende Antwort des 
Antragstellers vorliegt und keine Bedenken mehr bestehen. 
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Artikel 42 

Begründete Zweifel 

(1) Bei begründeten Zweifeln können die Genehmigungsstelle und/ 
oder die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB alternativ eine 
oder mehrere der folgenden Maßnahmen ergreifen: 

a) die im Antrag vorgelegten Informationen einer gründlicheren und 
detaillierteren Prüfung unterziehen; 

b) vom Antragsteller zusätzliche Informationen anfordern; 

c) vom Antragsteller die Durchführung von Probefahrten im Netz 
verlangen. 

(2) In der Aufforderung der Genehmigungsstelle und/oder der für das 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB ist anzugeben, in welcher Sache 
der Antragsteller tätig werden muss, jedoch nicht die Art oder der Inhalt 
der vom Antragsteller durchzuführenden Korrekturmaßnahmen. Es liegt 
im Ermessen des Antragstellers zu entscheiden, wie er der Aufforderung 
der Genehmigungsstelle und/oder der für das Verwendungsgebiet zu­
ständigen NSB am besten nachkommen kann. 

(3) Die Genehmigungsstelle stimmt sich mit den für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB in Bezug auf die vom Antragsteller vor­
geschlagenen Maßnahmen ab. 

(4) Für die Bearbeitung begründeter Zweifel verwenden die Geneh­
migungsstelle und die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB das 
Problemprotokoll gemäß Artikel 41; die Bestimmungen des Artikels 35 
bleiben davon unberührt. Begründete Zweifel müssen stets 

a) in die Kategorie 4 gemäß Artikel 41 Absatz 1 Buchstabe d eingestuft 
werden; 

b) mit einer Begründung versehen werden; 

c) eine klare Beschreibung der Sache enthalten, die eine Antwort des 
Antragstellers erfordert. 

(5) Erklärt sich der Antragsteller bereit, auf Verlangen der Genehmi­
gungsstelle und/oder der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 
zusätzliche Informationen nach Absatz 1 Buchstaben b und c vorzule­
gen, so wird die Frist für die Bereitstellung dieser Informationen gemäß 
Artikel 34 Absätze 5 und 6 festgelegt. 

(6) Kann ein begründeter Zweifel durch zusätzliche und/oder restrik­
tivere Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und andere Beschränkun­
gen als jene, die der Antragsteller in seinem Antrag angegeben hat, 
ausgeräumt werden und stimmt der Antragsteller dem zu, so kann unter 
diesen restriktiveren Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und ande­
ren Beschränkungen eine Fahrzeugtypgenehmigung und/oder eine Ge­
nehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen erteilt werden. 
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(7) Ist der Antragsteller nicht bereit, zusätzliche Informationen vor­
zulegen, um den begründeten Zweifel der Genehmigungsstelle und/oder 
der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB auszuräumen, so ent­
scheidet die Genehmigungsstelle auf der Grundlage der verfügbaren 
Informationen. 

Artikel 43 

Von der Genehmigungsstelle durchzuführende Prüfungen bezüglich 
der Bewertungen der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 

(1) Die Genehmigungsstelle prüft, ob die Bewertungen der für das 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB in Bezug auf das Bewertungs­
ergebnis gemäß Artikel 40 Absatz 6 Buchstabe a miteinander in Ein­
klang stehen. 

(2) Ergibt die nach Absatz 1 durchgeführte Prüfung, dass die Bewer­
tungen der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB miteinander in 
Einklang stehen, so überprüft die Genehmigungsstelle, ob 

a) die Checklisten gemäß Artikel 40 Absatz 6 Buchstabe d vollständig 
ausgefüllt wurden; 

b) alle relevanten Probleme abgeschlossen wurden. 

(3) Ergibt die nach Absatz 1 durchgeführte Prüfung, dass die Bewer­
tungen der für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB nicht miteinan­
der in Einklang stehen, so fordert die Genehmigungsstelle die für das 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB auf, die Gründe näher zu unter­
suchen. Das Ergebnis dieser Untersuchung führt zu mindestens einer der 
folgenden Möglichkeiten: 

a) die Genehmigungsstelle kann ihre Bewertung gemäß Artikel 39 
überprüfen; 

b) die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB können ihre Be­
wertung überprüfen. 

(4) Die Ergebnisse der Untersuchungen der für das Verwendungs­
gebiet zuständigen NSB gemäß Absatz 3 werden allen für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB mitgeteilt, die mit dem Antrag auf Ertei­
lung der Fahrzeugtypgenehmigung und/oder der Fahrzeuggenehmigung 
befasst sind. 

(5) Ist eine der in Absatz 2 Buchstabe a genannten Checklisten un­
vollständig oder bestehen noch nicht abgeschlossene Probleme im Sinne 
des Absatzes 2 Buchstabe b, so fordert die Genehmigungsstelle die für 
das Verwendungsgebiet zuständigen NSB auf, die Gründe näher zu 
untersuchen. 
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(6) Die für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB beantworten 
Anfragen der Genehmigungsstelle bezüglich Unstimmigkeiten zwischen 
den Bewertungen gemäß Absatz 3, unvollständiger Checklisten gemäß 
Absatz 2 Buchstabe a und/oder noch nicht abgeschlossener Probleme 
gemäß Absatz 2 Buchstabe b. Die Genehmigungsstelle trägt den von 
den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB durchgeführten Be­
wertungen der anwendbaren nationalen Vorschriften in vollem Umfang 
Rechnung. Der Umfang der von der Genehmigungsstelle durchgeführten 
Prüfungen beschränkt sich auf die Übereinstimmung und die Vollstän­
digkeit der Bewertungen gemäß den Absätzen 1 und 2. 

(7) Bei Meinungsunterschieden zwischen der Genehmigungsstelle 
und den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB findet das 
Schiedsverfahren nach Artikel 21 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 
2016/797 Anwendung. 

Artikel 44 

Schiedsverfahren gemäß Artikel 21 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 
2016/797 und Artikel 12 Absatz 4 Buchstabe b der Verordnung (EU) 

2016/796 

Wenn die Agentur als Genehmigungsstelle fungiert, kann sie das Ge­
nehmigungsverfahren in Abstimmung mit den für das Verwendungs­
gebiet zuständigen NSB für die Dauer der Zusammenarbeit, die zur 
Erreichung einer für alle Seiten annehmbaren Bewertung notwendig 
ist, und gegebenenfalls bis die Beschwerdekammer innerhalb der in 
Artikel 21 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2016/797 vorgesehenen Frist 
eine Entscheidung trifft, aussetzen. Die Agentur teilt dem Antragsteller 
die Gründe für die Fristaussetzung mit. 

Artikel 45 

Ergebnis der Antragsbewertung 

(1) Die Genehmigungsstelle stellt die ordnungsgemäße Durchführung 
der Antragsbewertung sicher, indem sie auf unabhängige Weise 
prüft, ob 

a) die einzelnen Stufen der Antragsbewertung korrekt durchgeführt 
wurden; 

b) hinreichende Nachweise vorliegen, dass alle relevanten Aspekte des 
Antrags untersucht wurden; 

c) zu Problemen der Kategorien 3 und 4 sowie zu Anforderungen zu­
sätzlicher Informationen schriftliche Antworten des Antragstellers 
vorliegen; 

d) alle Probleme der Kategorien 3 und 4 gelöst wurden oder, falls sie 
nicht gelöst wurden, dies klar begründet wurde; 
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e) die Bewertungen und Entscheidungen dokumentiert, fair und kohä­
rent sind; 

f) die Feststellungen auf den Bewertungsdossiers basieren und die Be­
wertung als Ganzes widerspiegeln. 

(2) Wird festgestellt, dass die Antragsbewertung ordnungsgemäß 
durchgeführt wurde, so genügt eine gegebenenfalls mit Bemerkungen 
versehene Bestätigung der ordnungsgemäßen Anwendung des Absat­
zes 1. 

(3) Wird festgestellt, dass die Antragsbewertung nicht ordnungs­
gemäß durchgeführt wurde, so müssen die Gründe, die zu dieser Fest­
stellung geführt haben, klar und spezifisch sein. 

(4) Zum Abschluss der Bewertungstätigkeiten erstellt die Genehmi­
gungsstelle zu Absatz 2 oder Absatz 3 ein Bewertungsdossier, dem die 
nach Artikel 39 Absatz 5 und Artikel 40 Absatz 6 erstellten Bewer­
tungsdossiers zugrunde liegen. 

(5) Die Genehmigungsstelle liefert eine Begründung, wie sie in dem 
Bewertungsdossier gemäß Absatz 4 zu ihrer Feststellung gelangt ist. 

Artikel 46 

Entscheidung zur Genehmigung oder Ablehnung des Antrags 

(1) Unbeschadet des Artikels 34 entscheidet die Genehmigungsstelle 
innerhalb einer Woche nach Abschluss der Bewertung, ob sie die Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das Inverkehrbrin­
gen von Fahrzeugen erteilt oder den Antrag ablehnt. Grundlage dieser 
Entscheidung ist die in Artikel 45 Absatz 5 genannte Begründung. 

(2) Die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Fahrzeugen wird von der Genehmigungsstelle er­
teilt, wenn die Bewertung der in Anhang II und gegebenenfalls An­
hang III aufgeführten Aspekte eine hinreichende Gewähr dafür bietet, 
dass der Antragsteller und die ihn unterstützenden Akteure im Einklang 
mit Artikel 38 ihre Aufgaben im erforderlichen Umfang erfüllt haben. 

(3) Besteht nach der Bewertung der in Anhang II und gegebenenfalls 
Anhang III aufgeführten Aspekte keine hinreichende Gewähr dafür, dass 
der Antragsteller und die ihn unterstützenden Akteure im Einklang mit 
Artikel 38 ihre Pflichten und Aufgaben im erforderlichen Umfang erfüllt 
haben, so lehnt die Genehmigungsstelle den Antrag ab. 

(4) Die Genehmigungsstelle gibt in ihrer Entscheidung Folgendes an: 

a) etwaige Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und sonstige Be­
schränkungen; 

b) die Gründe der Entscheidung; 

c) die Möglichkeit und die Mittel, Beschwerde gegen die Entscheidung 
einzulegen, sowie die entsprechenden Fristen. 
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(5) Die Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und sonstige Be­
schränkungen werden im Einklang mit den grundlegenden Konstrukti­
onsmerkmalen des Fahrzeugtyps festgelegt. 

(6) Die Genehmigungsentscheidung darf weder befristete Nutzungs­
bedingungen für das Fahrzeug noch sonstige Beschränkungen enthalten, 
es sei denn, 

a) dies ist erforderlich, weil die Konformität mit den TSI und/oder den 
nationalen Vorschriften vor Erteilung der Genehmigung nicht voll­
ständig nachgewiesen werden kann, und/oder 

b) die TSI und/oder die nationalen Vorschriften verlangen vom Antrag­
steller die Abgabe einer plausiblen Schätzung, wann die Konformität 
hergestellt sein wird. 

In diesem Fall kann die Genehmigung eine Bedingung enthalten, wo­
nach innerhalb einer bestimmten Frist im praktischen Fahrbetrieb die 
Übereinstimmung mit dieser Schätzung nachzuweisen ist. 

(7) Die endgültige Entscheidung zur Erteilung der Fahrzeugtypge­
nehmigung und/oder der Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Fahrzeugen oder zur Ablehnung des Antrags wird bei der zentralen 
Anlaufstelle registriert und dem Antragsteller und den für das Verwen­
dungsgebiet zuständigen NSB über die zentrale Anlaufstelle zusammen 
mit den Bewertungsdossiers übermittelt. 

(8) Wird mit der Entscheidung der Antrag entweder abgelehnt oder 
die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das Inver­
kehrbringen von Fahrzeugen an andere Nutzungsbedingungen für das 
Fahrzeug und andere Beschränkungen geknüpft als jene, die der Antrag­
steller in seinem Antrag angegeben hat, so kann der Antragsteller be­
antragen, dass die Genehmigungsstelle ihre Entscheidung gemäß Arti­
kel 51 überprüft. Ist der Antragsteller mit der Antwort der Genehmi­
gungsstelle nicht einverstanden, so kann er bei der zuständigen Behörde 
Beschwerde nach Artikel 21 Absatz 11 der Richtlinie (EU) 2016/797 
einlegen. 

KAPITEL 7 

ENDGÜLTIGE UNTERLAGEN 

Artikel 47 

Endgültige Unterlagen der Fahrzeugtypgenehmigung und/oder der 
Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen 

(1) Die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Fahrzeugen hat die Form eines Dokuments, das 
die in Artikel 48 und/oder Artikel 49 genannten Informationen enthält. 

(2) Die erteilte Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die erteilte Ge­
nehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen erhält eine ein­
deutige europäische Identifikationsnummer („EIN“), deren Struktur und 
Inhalt von der Agentur festgelegt und verwaltet werden. 
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(3) In die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für 
das Inverkehrbringen von Fahrzeugen können andere Nutzungsbedin­
gungen für das Fahrzeug und andere Beschränkungen als jene, die der 
Antragsteller in seinem Antrag angegeben hat, aufgenommen werden. 

(4) Die Fahrzeugtypgenehmigung und/oder die Genehmigung für das 
Inverkehrbringen von Fahrzeugen werden von der Genehmigungsstelle 
datiert und unterzeichnet. 

(5) Die Genehmigungsstelle sorgt dafür, dass die nach Artikel 46 ge­
troffene Entscheidung und ihr vollständiges Begleitdossier gemäß Arti­
kel 52 archiviert werden. 

Artikel 48 

Angaben in der Fahrzeugtypgenehmigung 

Die von der Genehmigungsstelle erteilte Fahrzeugtypgenehmigung ent­
hält folgende Angaben: 

a) die Rechtsgrundlage, nach der die Genehmigungsstelle zur Erteilung 
der Fahrzeugtypgenehmigung befugt ist; 

b) die Bezeichnung der/des 

i) Genehmigungsstelle; 

ii) Antrags; 

iii) Genehmigungsverfahrens gemäß Artikel 14; 

iv) Antragstellers der Fahrzeugtypgenehmigung; 

v) zugehörigen EIN der Fahrzeugtypgenehmigung; 

c) Angaben zu den grundlegenden Konstruktionsmerkmalen des Fahr­
zeugtyps: 

i) entsprechend den Angaben in der Baumuster- und/oder Ent­
wurfsprüfbescheinigung; 

ii) Verwendungsgebiet des Fahrzeugs; 

iii) Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und sonstige Beschrän­
kungen; 

iv) Verweis auf die den Fahrzeugtyp betreffende schriftliche Erklä­
rung des Vorschlagenden gemäß Artikel 3 Absatz 11 der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 402/2013, einschließlich Kenn­
nummer und Fassung des Dokuments, im Einklang mit Artikel 16 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 402/2013; 
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d) folgende Angaben: 

i) Fahrzeugtypkennung gemäß Anhang II des Durchführungs­
beschlusses 2011/665/EU der Kommission ( 1 ); 

ii) Varianten des Fahrzeugtyps, soweit vorhanden; 

iii) Versionen des Fahrzeugtyps, soweit vorhanden; 

iv) die Werte der in den TSI und gegebenenfalls in den nationalen 
Vorschriften genannten Parameter zur Prüfung der technischen 
Kompatibilität des Fahrzeugs mit dem Verwendungsgebiet; 

v) die Übereinstimmung des Fahrzeugtyps mit den einschlägigen 
TSI und nationalen Regelwerken bezüglich der Parameter gemäß 
Absatz 1 Buchstabe d Ziffer iv; 

e) Verweis auf die EG-Prüferklärungen der Teilsysteme; 

f) Verweis auf sonstige EU- oder nationale Rechtsvorschriften, denen 
der Fahrzeugtyp entspricht; 

g) Verweis auf die Begründung der Entscheidung gemäß Artikel 45 
Absatz 5; 

h) Datum und Ort der Entscheidung über die Erteilung der Fahrzeug­
typgenehmigung; 

i) Unterzeichner der Entscheidung über die Erteilung der Fahrzeugtyp­
genehmigung; 

j) die Möglichkeit und die Mittel, Beschwerde gegen die Entscheidung 
einzulegen, sowie die entsprechenden Fristen und Informationen über 
das nationale Beschwerdeverfahren. 

Artikel 49 

Angaben in der Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Fahrzeugen 

Die von der Genehmigungsstelle erteilte Genehmigung für das Inver­
kehrbringen von Fahrzeugen enthält folgende Angaben: 

a) die Rechtsgrundlage, nach der die Genehmigungsstelle zur Erteilung 
der Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen befugt 
ist; 

b) die Bezeichnung der/des 

i) Genehmigungsstelle; 

ii) Antrags; 

iii) Genehmigungsverfahrens gemäß Artikel 14; 

▼B 

( 1 ) Durchführungsbeschluss 2011/665/EU der Kommission vom 4. Oktober 2011 
über das Europäische Register genehmigter Schienenfahrzeugtypen 
(ABl. L 264 vom 8.10.2011, S. 32).



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 39 

iv) Antragstellers der Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Fahrzeugen; 

v) zugehörigen EIN der Genehmigung für das Inverkehrbringen von 
Fahrzeugen; 

c) Verweis auf den Fahrzeugtypeintrag im ERATV, einschließlich 
Angaben zur Variante und/oder Version des Fahrzeugtyps, falls 
zutreffend; 

d) Bezeichnung der 

i) Fahrzeuge; 

ii) Verwendungsgebiete; 

iii) Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und sonstigen Beschrän­
kungen; 

e) Verweis auf die EG-Prüferklärungen der Teilsysteme; 

f) Verweis auf sonstige EU- oder nationale Rechtsvorschriften, denen 
das Fahrzeug entspricht; 

g) Verweis auf die Begründung der Entscheidung gemäß Artikel 45 
Absatz 5; 

h) bei Genehmigungen auf der Grundlage eines Fahrzeugtyps gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe e den Verweis auf die Konformitäts­
erklärung des genehmigten Fahrzeugtyps, einschließlich Angaben zur 
Version und/oder Variante des Fahrzeugtyps, falls zutreffend; 

i) Ort und Datum der Entscheidung über die Erteilung der Genehmi­
gung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen; 

j) Unterzeichner der Entscheidung über die Erteilung der Genehmigung 
für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen; 

k) die Möglichkeit und die Mittel, Beschwerde gegen die Entscheidung 
einzulegen, sowie die entsprechenden Fristen und Informationen über 
das nationale Beschwerdeverfahren. 

Artikel 50 

Registrierung im ERATV und in der ERADIS 

(1) Das ERATV wird von der Genehmigungsstelle unter Verwen­
dung der vom Antragsteller in seinem Antrag auf Erteilung einer Fahr­
zeugtypgenehmigung vorgelegten Informationen ausgefüllt. Der Antrag­
steller ist für die Vollständigkeit der an die Genehmigungsstelle über­
mittelten Daten verantwortlich. Die Genehmigungsstelle ist dafür ver­
antwortlich, die Kohärenz der vom Antragsteller übermittelten Daten zu 
prüfen und den ERATV-Eintrag öffentlich zugänglich zu machen. 

▼B



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 40 

(2) Die Genehmigungsstelle stellt sicher, dass die Datenbank der 
Europäischen Eisenbahnagentur für Interoperabilität und Sicherheit 
(ERADIS) vor Erteilung einer Fahrzeugtypgenehmigung und/oder einer 
Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen entsprechend 
aktualisiert wurde. 

(3) Bei Änderungen gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c und 
Artikel 15 Absatz 3 registriert die Genehmigungsstelle im ERATV 
die neue Version eines Fahrzeugtyps oder die neue Version einer Fahr­
zeugtypvariante anhand der Angaben des Inhabers der Fahrzeugtypge­
nehmigung. Der Inhaber der Fahrzeugtypgenehmigung ist für die Voll­
ständigkeit der an die Genehmigungsstelle übermittelten Daten verant­
wortlich. Die Genehmigungsstelle ist dafür verantwortlich, die Kohärenz 
der vom Inhaber der Fahrzeugtypgenehmigung übermittelten Daten zu 
prüfen und den ERATV-Eintrag öffentlich zugänglich zu machen. 

Bis zur Registrierung der neuen Version eines Fahrzeugtyps oder einer 
Fahrzeugtypvariante können mit der neuen Version in Übereinstimmung 
gebrachte Fahrzeuge bereits unmittelbar betrieben werden. 

Artikel 51 

Überprüfung gemäß Artikel 21 Absatz 11 der Richtlinie (EU) 
2016/797 

(1) Enthält die Entscheidung der Genehmigungsstelle eine Ableh­
nung oder andere Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und andere 
Beschränkungen als jene, die der Antragsteller in seinem Antrag ange­
geben hat, so kann der Antragsteller innerhalb eines Monats nach Ein­
gang der Entscheidung deren Überprüfung beantragen. Der Antragsteller 
reicht diesen Antrag über die zentrale Anlaufstelle ein. 

(2) Der Antrag auf Überprüfung enthält eine Liste aller Aspekte, die 
nach Auffassung des Antragstellers im Rahmen des Fahrzeuggenehmi­
gungsverfahrens nicht ausreichend berücksichtigt wurden. 

(3) Zusätzliche Informationen, die nach dem Datum der Genehmi­
gungsentscheidung erstellt und über die zentrale Anlaufstelle eingereicht 
werden, sind nicht als Nachweise zulässig. 

(4) Die Genehmigungsstelle sorgt, gegebenenfalls in Abstimmung 
mit den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB, für ein unpartei­
liches Überprüfungsverfahren. 

(5) Bei der Überprüfung werden die Aspekte behandelt, auf die sich 
die ablehnende Entscheidung der Genehmigungsstelle gemäß dem An­
trag des Antragstellers stützt. 

▼B
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(6) Wenn die Agentur als Genehmigungsstelle fungiert, wird über 
den Widerruf oder die Bestätigung ihrer Entscheidung gegebenenfalls 
in Abstimmung mit den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB 
entschieden. 

(7) Die Genehmigungsstelle bestätigt oder widerruft ihre erste Ent­
scheidung innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Überprü­
fungsantrags. Die Entscheidung wird den betroffenen Parteien über 
die zentrale Anlaufstelle mitgeteilt. 

Artikel 52 

Archivierung einer gemäß Artikel 46 getroffenen Entscheidung und 
ihres vollständigen Begleitdossiers 

(1) Die Entscheidung gemäß Artikel 46 und ihr vollständiges Be­
gleitdossier werden für mindestens 15 Jahre in der zentralen Anlauf­
stelle aufbewahrt. 

(2) Das vollständige Begleitdossier der von der Genehmigungsstelle 
gemäß Artikel 46 getroffenen Entscheidung enthält alle von der Geneh­
migungsstelle verwendeten Unterlagen und die Bewertungsdossiers der 
für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB. 

(3) Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist nach Absatz 1 werden die 
gemäß Artikel 46 getroffene Entscheidung über die Erteilung einer 
Fahrzeugtypgenehmigung und/oder einer Genehmigung für das Inver­
kehrbringen von Fahrzeugen und ihr vollständiges Begleitdossier in ein 
historisches Archiv verbracht und dort nach dem im Register gemäß 
Artikel 47 der Richtlinie (EU) 2016/797 verzeichneten Ende der Nut­
zungsdauer des Fahrzeugs noch für eine Dauer von fünf Jahren 
aufbewahrt. 

KAPITEL 8 

AUSSETZUNG, WIDERRUF ODER ÄNDERUNG EINER ERTEILTEN 
GENEHMIGUNG 

Artikel 53 

Aussetzung, Widerruf oder Änderung einer erteilten Genehmigung 

(1) Die Genehmigungsstelle kann nach Artikel 26 Absatz 3 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 vorübergehende Sicherheitsmaßnahmen in 
Form einer Aussetzung der Fahrzeugtypgenehmigung anwenden. 

(2) In den in Artikel 26 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/797 ge­
nannten Fällen kann die Genehmigungsstelle, die die Genehmigung 
erteilt hat, nach einer Überprüfung der zur Beseitigung des schwerwie­
genden Sicherheitsrisikos ergriffenen Maßnahmen entscheiden, die Ge­
nehmigung gemäß Artikel 26 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/797 zu 
widerrufen oder zu ändern. 

▼B
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(3) Gegen die Entscheidung über den Widerruf oder die Änderung 
einer Genehmigung kann der Antragsteller gemäß Artikel 26 Absatz 5 
der Richtlinie (EU) 2016/797 Beschwerde einlegen. 

(4) Die Genehmigungsstelle setzt die Agentur über Entscheidungen 
über den Widerruf oder die Änderung einer Genehmigung in Kenntnis 
und teilt die Gründe ihrer Entscheidung mit. Die Agentur setzt alle NSB 
über Entscheidungen über den Widerruf oder die Änderung einer Ge­
nehmigung in Kenntnis und teilt die Gründe der Entscheidungen mit. 

Artikel 54 

Auswirkungen der Aussetzung, des Widerrufs oder der Änderung 
einer erteilten Genehmigung auf die Eintragung im ERATV, in 

ERADIS und in den Fahrzeugregistern 

(1) Wenn die Genehmigungsstelle eine Fahrzeugtypgenehmigung wi­
derruft, aussetzt oder ändert, nimmt sie unter Beachtung des Artikels 26 
Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/797 eine entsprechende Aktualisie­
rung im ERATV vor und sorgt dafür, dass auch ERADIS entsprechend 
aktualisiert wird. 

(2) Der Mitgliedstaat, in dem das Fahrzeug registriert ist, stellt sicher, 
dass jede Entscheidung über einen Widerruf oder eine Änderung einer 
Fahrzeugtypgenehmigung und/oder einer Genehmigung für das Inver­
kehrbringen von Fahrzeugen in dem in Artikel 47 der Richtlinie (EU) 
2016/797 genannten Register festgehalten wird. 

KAPITEL 9 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 55 

Übergangsbestimmungen 

(1) Stellt eine NSB fest, dass sie eine Fahrzeuggenehmigung gemäß 
der Richtlinie 2008/57/EG nicht vor dem maßgeblichen Datum in dem 
betreffenden Mitgliedstaat erteilen kann, so setzt sie den Antragsteller 
und die Agentur unverzüglich davon in Kenntnis. 

(2) In dem in Artikel 21 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2016/797 ge­
nannten Fall entscheidet der Antragsteller, ob er seinen Antrag weiterhin 
von der NSB bewerten lässt oder einen Antrag bei der Agentur stellt. 
Der Antragsteller teilt seine Entscheidung beiden Parteien mit, wobei 
Folgendes gilt: 

a) Entscheidet der Antragsteller, einen Antrag bei der Agentur zu stel­
len, so übermittelt die NSB der Agentur das Antragsdossier und die 
Ergebnisse ihrer Bewertung. Die Agentur akzeptiert die von der NSB 
durchgeführte Bewertung; 

▼B
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b) entscheidet sich der Antragsteller, an dem Genehmigungsverfahren 
bei der NSB festzuhalten, so führt die NSB die Antragsbewertung zu 
Ende und entscheidet über die Erteilung der Fahrzeugtypgenehmi­
gung und/oder der Genehmigung für das Inverkehrbringen von Fahr­
zeugen nach Maßgabe des Artikels 21 der Richtlinie (EU) 2016/797 
und dieser Verordnung. 

(3) Ist das Verwendungsgebiet nicht auf einen Mitgliedstaat be­
schränkt, so ist die Agentur die Genehmigungsstelle, und das Verfahren 
nach Absatz 2 Buchstabe a findet Anwendung. 

(4) In den Fällen gemäß den Absätzen 2 und 3 reicht der Antrag­
steller über die zentrale Anlaufstelle einen überarbeiteten Antrag auf 
Erteilung einer Fahrzeugtypgenehmigung und/oder einer Genehmigung 
für das Inverkehrbringen von Fahrzeugen im Sinne dieser Verordnung 
ein. Der Antragsteller kann die beteiligten Genehmigungsstellen um 
Unterstützung bei der Ergänzung des Dossiers ersuchen. 

▼M1 
(4a) Ungeachtet der Absätze 1 bis 4 setzt in den Mitgliedstaaten, die 
der Agentur und der Kommission gemäß Artikel 57 Absatz 2 der Richt­
linie (EU) 2016/797 eine Notifizierung übermittelt haben und in denen 
die Richtlinie (EU) 2016/797 ab dem 16. Juni 2020 gilt, die NSB auf 
Verlangen des Antragstellers die Bewertung der Anträge auf eine Fahr­
zeugtypgenehmigung und/oder eine Genehmigung für das Inverkehr­
bringen von Fahrzeugen gemäß der Richtlinie 2008/57/EG über den 
16. Juni 2020 hinaus fort, sofern sie die Fahrzeugtypgenehmigung und/ 
oder die Fahrzeuggenehmigung vor dem 30. Oktober 2020 erteilt. 

Stellt eine NSB fest, dass sie eine Fahrzeugtypgenehmigung und/oder 
eine Fahrzeuggenehmigung nicht vor dem 30. Oktober 2020 erteilen 
kann, so setzt sie den Antragsteller und die Agentur unverzüglich davon 
in Kenntnis und die Absätze 2 bis 4 finden Anwendung. 

▼B 
(5) Eine von der Agentur zwischen dem 16. Juni 2019 und dem 
16. Juni 2020 erteilte Fahrzeuggenehmigung und/oder Fahrzeugtypge­
nehmigung gilt nicht für das Netz bzw. die Netze von Mitgliedstaaten, 
die der Agentur und der Kommission gemäß Artikel 57 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 eine Notifizierung übermittelt und die Richt­
linie noch nicht umgesetzt haben und deren nationale Umsetzungsmaß­
nahmen noch nicht in Kraft getreten sind. Die NSB der Mitgliedstaaten, 
die eine solche Notifizierung übermittelt haben, 

a) behandeln eine von der Agentur erteilte Fahrzeugtypgenehmigung 
als gleichwertig gegenüber Fahrzeugtypgenehmigungen, die gemäß 
Artikel 26 der Richtlinie 2008/57/EG erteilt wurden, und wenden in 
Bezug auf den betreffenden Fahrzeugtyp Artikel 26 Absatz 3 der 
Richtlinie 2008/57/EG an; 

b) akzeptieren eine von der Agentur erteilte Fahrzeuggenehmigung als 
gleichwertig gegenüber der gemäß Artikel 22 oder 24 der Richtlinie 
2008/57/EG erteilten ersten Genehmigung und erteilen eine zusätz­
liche Genehmigung nach Artikel 23 oder 25 der Richtlinie 
2008/57/EG. 

▼B
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(5a) Eine von der Agentur zwischen dem 16. Juni 2020 und dem 
30. Oktober 2020 erteilte Fahrzeuggenehmigung und/oder Fahrzeugtyp­
genehmigung gilt nicht für das Netz bzw. die Netze von Mitgliedstaa­
ten, die der Agentur und der Kommission gemäß Artikel 57 Absatz 2a 
der Richtlinie (EU) 2016/797 eine Notifizierung übermittelt haben. Die 
NSB der Mitgliedstaaten, die eine solche Notifizierung übermittelt ha­
ben, 

a) behandeln eine von der Agentur erteilte Fahrzeugtypgenehmigung 
als gleichwertig gegenüber Fahrzeugtypgenehmigungen, die gemäß 
Artikel 26 der Richtlinie 2008/57/EG erteilt wurden, und wenden in 
Bezug auf den betreffenden Fahrzeugtyp Artikel 26 Absatz 3 der 
Richtlinie 2008/57/EG an; 

b) akzeptieren eine von der Agentur erteilte Fahrzeuggenehmigung als 
gleichwertig gegenüber der gemäß Artikel 22 oder 24 der Richtlinie 
2008/57/EG erteilten ersten Genehmigung und erteilen eine zusätz­
liche Genehmigung nach Artikel 23 oder 25 der Richtlinie 
2008/57/EG. 

(6) In den in Absatz 2 Buchstabe a und den Absätzen 5 und 5a 
genannten Fällen arbeitet die NSB mit der Agentur zusammen und 
stimmt sich mit ihr ab, um die Bestandteile gemäß Artikel 21 Absatz 
5 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2016/797 zu bewerten. 

▼B 
(7) Güterwagen, die mit Abschnitt 7.1.2 des Anhangs der Verord­
nung (EU) Nr. 321/2013 (TSI WAG) konform sind und für die eine 
Genehmigung für das Inverkehrbringen erteilt wurde, werden zwischen 
dem 16. Juni 2019 und dem 16. Juni 2020 von Mitgliedstaaten, die der 
Agentur und der Kommission gemäß Artikel 57 Absatz 2 der Richt­
linie (EU) 2016/797 eine Notifizierung übermittelt und die Richtlinie 
noch nicht umgesetzt haben und deren nationale Umsetzungsmaßnah­
men noch nicht in Kraft getreten sind, als Fahrzeuge mit einer Inbetrieb­
nahmegenehmigung im Sinne der Richtlinie 2008/57/EG behandelt. 

▼M1 
(7a) Güterwagen, die mit Abschnitt 7.1.2 des Anhangs der 
Verordnung (EU) Nr. 321/2013 (TSI WAG) konform sind und für die 
eine Genehmigung für das Inverkehrbringen erteilt wurde, werden zwi­
schen dem 16. Juni 2020 und dem 30. Oktober 2020 von Mitglied­
staaten, die der Agentur und der Kommission eine Notifizierung gemäß 
Artikel 57 Absatz 2a der Richtlinie (EU) 2016/797 übermittelt haben, 
als Fahrzeuge mit einer Inbetriebnahmegenehmigung im Sinne der 
Richtlinie 2008/57/EG behandelt. 

(8) Zwischen dem 16. Juni 2020 und dem 30. Oktober 2020 können 
in den Mitgliedstaaten, die der Agentur und der Kommission eine No­
tifizierung gemäß Artikel 57 Absatz 2a der Richtlinie (EU) 2016/797 
übermittelt haben, Antragsteller, die um eine Inbetriebnahmegenehmi­
gung von Fahrzeugen oder eine Typgenehmigung im Sinne der Richt­
linie 2008/57/EG ersuchen, der nationalen Sicherheitsbehörde ein Dos­
sier über das Fahrzeug bzw. den Fahrzeugtyp vorlegen, das gemäß 
Artikel 29 Absatz 1 und Artikel 30 Absatz 1 erstellt wurde und mit 
Anhang I übereinstimmt. 

Anträge auf Genehmigung der Inbetriebnahme von Fahrzeugen oder auf 
Erteilung einer Typgenehmigung gemäß dieser Verordnung werden von 
der NSB für die Zwecke der Richtlinie 2008/57/EG entgegengenom­
men. 

▼M1
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Artikel 56 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

▼M1 
Sie gilt ab dem 16. Juni 2019 in den Mitgliedstaaten, die der Agentur 
und der Kommission keine Notifizierung gemäß Artikel 57 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 übermittelt haben. 

Sie gilt ab dem 16. Juni 2020 in den Mitgliedstaaten, die der Agentur 
und der Kommission eine Notifizierung gemäß Artikel 57 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 übermittelt haben und die der Agentur und der 
Kommission keine Notifizierung gemäß Artikel 57 Absatz 2a der Richt­
linie (EU) 2016/797 übermittelt haben. 

Artikel 55 Absatz 5a und Artikel 55 Absatz 7a gelten ab dem 16. Juni 
2020 in allen Mitgliedstaaten. 

Artikel 55 Absatz 8 gilt ab dem 16. Juni 2020 in den Mitgliedstaaten, 
die der Agentur und der Kommission eine Notifizierung gemäß Arti­
kel 57 Absatz 2a der Richtlinie (EU) 2016/797 übermittelt haben. 

Diese Verordnung gilt ab dem 31. Oktober 2020 in allen Mitgliedstaa­
ten. 

▼B 
Artikel 55 Absatz 1 gilt jedoch ab dem 16. Februar 2019 in allen Mit­
gliedstaaten. Die unterstützenden Maßnahmen nach Artikel 55 Ab­
sätze 2, 3, 4 und 6 sind ab dem 16. Februar 2019 vorzusehen. Artikel 55 
Absatz 5 gilt ab dem 16. Juni 2019 in allen Mitgliedstaaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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ANHANG I 

Inhalt des Antrags 

(O): Obligatorische Informationen, die vom Antragsteller eingereicht werden 
müssen. 

(F): Fakultative Informationen, die vom Antragsteller eingereicht werden können. 

1. Art des Antrags (O): 

1.1. Fahrzeugtypgenehmigung 

a) Fahrzeugtyp-Varianten (falls zutreffend) 

b) Fahrzeugtyp-Versionen (falls zutreffend) 

1.2. Genehmigung für das Inverkehrbringen 

a) Einzelfahrzeug oder 

b) Fahrzeugreihe 

2. Genehmigungsverfahren (O): 

2.1. Erstgenehmigung 

2.2. Neue Genehmigung 

2.3. Erweiterung des Verwendungsgebiets 

2.4. Verlängerung der Fahrzeugtypgenehmigung 

2.5. Genehmigung auf der Grundlage eines Fahrzeugtyps 

3. Verwendungsgebiet (O): 

3.1. Mitgliedstaaten 

3.2. Netze (innerhalb der Mitgliedstaaten) 

3.3. Bahnhöfe mit ähnlichen Netzmerkmalen in benachbarten Mitgliedstaaten, 
wenn sich diese Bahnhöfe nach Artikel 21 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 
2016/797 in Grenznähe befinden (falls zutreffend) 

3.4. Abgrenzung des erweiterten Verwendungsgebiets (nur für das Genehmi­
gungsverfahren „Erweiterung des Verwendungsgebiets“) 

3.5. Gesamtes Netz der EU 

4. Ausstellende Behörde (O): 

4.1. Die Agentur oder 

4.2. die nationale Sicherheitsbehörde des Mitgliedstaats (nur wenn das Verwen­
dungsgebiet auf einen Mitgliedstaat beschränkt ist und der Antragsteller 
gemäß Artikel 21 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2016/797 einen entspre­
chenden Antrag gestellt hat) 

5. Angaben zum Antragsteller: 

5.1. eingetragener Name (einschl. Rechtsform) (O) 

5.2. Name des Antragstellers (O) 

5.3. Kurzbezeichnung (F) 

▼B
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5.4. vollständige Postanschrift (O) 

5.5. Telefonnummer (O) 

5.6. Faxnummer (F) 

5.7. E-Mail-Adresse (O) 

5.8. Website (F) 

5.9. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (F) 

5.10. sonstige sachdienliche Informationen (F) 

6. Angaben zur Kontaktperson: 

6.1. Vorname (O) 

6.2. Name (O) 

6.3. Titel oder Funktion (O) 

6.4. vollständige Postanschrift (O) 

6.5. Telefonnummer (O) 

6.6. Faxnummer (F) 

6.7. E-Mail-Adresse (O) 

6.8. zu verwendende Sprachen (O) 

7. Aktueller Inhaber der Fahrzeugtypgenehmigung (entfällt bei 
Erstgenehmigungen) (O): 

7.1. eingetragener Name (einschl. Rechtsform) (O) 

7.2. Name des Inhabers der Fahrzeugtypgenehmigung (O) 

7.3. Kurzbezeichnung (F) 

7.4. vollständige Postanschrift (O) 

7.5. Telefonnummer (O) 

7.6. Faxnummer (F) 

7.7. E-Mail-Adresse (O) 

7.8. Website (F) 

7.9. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (O) 

7.10. sonstige sachdienliche Informationen (F) 

8. Angaben zu den Bewertungsstellen (O): 

8.1. Benannte Stelle(n): 

a) eingetragener Name (einschl. Rechtsform) (O) 

b) Name der benannten Stelle (O) 

c) Kennnummer der benannten Stelle (O) 

▼B
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d) Kurzbezeichnung (F) 

e) vollständige Postanschrift (O) 

f) Telefonnummer (O) 

g) Faxnummer (F) 

h) E-Mail-Adresse (O) 

i) Website (F) 

j) Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (O) 

k) sonstige sachdienliche Informationen (F) 

8.2. Bestimmte Stelle(n): 

a) eingetragener Name (einschl. Rechtsform) (O) 

b) Name der bestimmten Stelle (O) 

c) Kurzbezeichnung (F) 

d) vollständige Postanschrift (O) 

e) Telefonnummer (O) 

f) Faxnummer (F) 

g) E-Mail-Adresse (O) 

h) Website (F) 

i) Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (O) 

j) sonstige sachdienliche Informationen (F) 

8.3. Bewertungsstelle (GSM RB), gilt nicht für Genehmigungen auf der Grund­
lage eines Fahrzeugtyps: 

a) eingetragener Name (einschl. Rechtsform) (O) 

b) Name der Bewertungsstelle (GSM RB) (O) 

c) Kurzbezeichnung (F) 

d) vollständige Postanschrift (O) 

e) Telefonnummer (O) 

f) Faxnummer (F) 

g) E-Mail-Adresse (O) 

h) Website (F) 

i) Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (O) 

j) sonstige sachdienliche Informationen (F) 

▼B



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 49 

9. Vorbereitung: 

9.1. Verweis auf den Standpunkt zur Vorbereitung (F) 

9.2. sonstige sachdienliche Informationen zum Vorhaben (F) 

10. Beschreibung des Fahrzeugtyps ( (*) gemäß Anhang II des Beschlusses 
2011/665/EU) (O): 

10.1. Fahrzeugtypkennung (*) 

10.2. Fahrzeugtyp-Versionen (falls zutreffend) 

10.3. Fahrzeugtyp-Varianten (falls zutreffend) 

10.4. Datum der Registrierung im ERATV (*) (entfällt bei Erstgenehmigungen) 

10.5. Typbezeichnung (*) 

10.6. Alternative Typbezeichnung (*) (falls zutreffend) 

10.7. Kategorie (*) 

10.8. Unterkategorie (*) 

11. Fahrzeugangaben (gemäß der Entscheidung 2007/756/EG ( 1 ), falls 
verfügbar) (O) 

11.1. Europäische Fahrzeugnummern (EVN) oder vorab reservierte Fahrzeug­
nummern 

11.2. Sonstige Fahrzeugspezifikationen, wenn keine EVN oder vorab reservierte 
Fahrzeugnummern verfügbar sind 

12. Verweis auf die bestehende Fahrzeugtypgenehmigung (entfällt bei 
Erstgenehmigungen) (O) 

13. Beschreibung der Veränderungen gegenüber dem genehmigten Fahr­
zeugtyp (gilt nur für neue Genehmigungen) (O) 

14. Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug und sonstige Beschränkungen 
((*) gemäß Anhang II des Beschlusses 2011/665/EU) (O): 

14.1. Codierte Beschränkungen 

14.2. Nichtcodierte Beschränkungen 

15. Zusätzliche CCS-Funktionen (O) 

16. Anwendbare Vorschriften (O): 

16.1. TSI mit Verweis auf das Amtsblatt der Europäischen Union 

16.2. Spezifische TSI-Bestimmungen für ein Verwendungsgebiet, das sich auf 
das Netz der gesamten EU erstreckt (falls zutreffend) 

▼B 

( 1 ) Entscheidung 2007/756/EG der Kommission vom 9. November 2007 zur Annahme einer 
gemeinsamen Spezifikation für das nationale Einstellungsregister nach Artikel 14 Ab­
sätze 4 und 5 der Richtlinien 96/48/EG und 2001/16/EG (Bekannt gegeben unter Ak­
tenzeichen K(2007) 5357) (ABl. L 305 vom 23.11.2007, S. 30).
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16.3. Spezifikation der Auswahl von Anforderungen einer neueren TSI-Fassung 
im Vergleich zu der für die Bewertung geltenden Fassung (einschließlich 
aufgehobener Anforderungen) (falls zutreffend) 

16.4. Nationale Vorschriften (falls zutreffend) 

16.5. Nichtanwendung der TSI nach Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2016/797 
(falls zutreffend) 

16.6. Anwendbare Vorschriften für das erweiterte Verwendungsgebiet 

16.7. Aktualisierte TSI und/oder nationale Vorschriften (nur bei Verlängerung 
der Fahrzeugtypgenehmigung) 

17. Bestätigung und Unterschrift des Antragstellers (O) 

18. Anhänge (O): 

Der nachstehenden Tabelle ist zu entnehmen, welche Informationen dem 
Antrag bei den verschiedenen Genehmigungsverfahren beizufügen sind. 
Ein (X) in der betreffenden Spalte bedeutet, dass die Informationen für 
dieses Verfahren obligatorisch (O) sind. 

Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines 

Fahrzeugtyps 

18.1 Nachweise für die Erfassung der Anforde­
rungen gemäß Artikel 13 Absatz 1 

Verwendet der Antragsteller die in Anhang 
I der Verordnung (EU) Nr. 402/2013 be­
schriebene Methodik, so bestehen die 
Nachweise in der Erklärung des Vorschla­
genden gemäß Artikel 16 der Verord­
nung (EU) Nr. 402/2013 und dem Sicher­
heitsbewertungsbericht gemäß Artikel 15 
der Verordnung (EU) Nr. 402/2013. 

Bei Verwendung einer anderen Methodik 
ist nachzuweisen, dass diese die gleiche 
Gewähr bietet wie die in Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 402/2013 beschrie­
bene Methodik. 

X X X 

18.2 Übersichtstabelle mit Angaben, wo die In­
formationen, die für die nach Anhang II 
und Anhang III zu prüfenden Aspekte er­
forderlich sind, zu finden sind 

X X X X 

18.3 Einschlägige Beschlüsse über die Nicht­
anwendung der TSI gemäß Artikel 7 der 
Richtlinie (EU) 2016/797 (falls zutreffend) 

X X X X X 

18.4 Erklärung der Typkonformität und zugehö­
rige Unterlagen (Artikel 24 der Richt­
linie (EU) 2016/797) 

X 

18.5 EG-Prüferklärungen für die mobilen Teil­
systeme, einschließlich der technischen Be­
gleitdossiers (Artikel 15 der Richtlinie (EU) 
2016/797) 

X X X X 

▼B
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Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines 

Fahrzeugtyps 

18.6 Begleitdossier des Antrags und Entschei­
dung der früheren Genehmigung oder, falls 
zutreffend, Verweis auf die Entscheidung 
nach Artikel 46 und auf das in der zentra­
len Anlaufstelle archivierte vollständige 
Begleitdossier der Entscheidung 

X X X 

18.7 Spezifikation und gegebenenfalls ( 1 ) Be­
schreibung der für die Erfassung der An­
forderungen angewandten Methodik in Be­
zug auf 

a) die grundlegenden Anforderungen an 
Teilsysteme gemäß Artikel 3 und An­
hang III der Richtlinie (EU) 2016/797; 

b) die technische Kompatibilität der Teil­
systeme eines Fahrzeugs; 

c) die sichere Integration der Teilsysteme 
eines Fahrzeugs; 

d) die technische Kompatibilität des Fahr­
zeugs mit dem Netz im Verwendungs­
gebiet. 

X X X 

18.8 GSM zur Risikobewertung, Sicherheits­
bewertungsbericht (Artikel 15 der Verord­
nung (EU) Nr. 402/2013) betreffend die 
Erfassung der grundlegenden Anforderun­
gen in Bezug auf die Sicherheit der Teil­
systeme und die sichere Integration der 
Teilsysteme 

X X X 

18.9 Unterlagen zum Nachweis der technischen 
Kompatibilität des Fahrzeugs mit dem Netz 
im Verwendungsgebiet, soweit nicht durch 
TSI und/oder nationale Vorschriften voll­
ständig abgedeckt. 

X X X 

18.10 Risikoerklärung (Artikel 16 der Verord­
nung (EU) Nr. 402/2013) betreffend die 
Erfassung der grundlegenden Anforderun­
gen in Bezug auf die Sicherheit der Teil­
systeme und die sichere Integration der 
Teilsysteme für Aspekte, die nicht Gegen­
stand der TSI und der nationalen Vorschrif­
ten sind 

X X X 

18.11 GSM zur Risikobewertung, Sicherheits­
bewertungsbericht (Artikel 15 der Verord­
nung (EU) Nr. 402/2013) betreffend mög­
liche Veränderungen des Gesamtsicher­
heitsniveaus des Fahrzeugs 

X X 

▼B
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Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines 

Fahrzeugtyps 

18.12 Risikoerklärung (Artikel 16 der Verord­
nung (EU) Nr. 402/2013) betreffend mög­
liche Veränderungen des Gesamtsicher­
heitsniveaus des Fahrzeugs 

X X 

18.13 Erforderliche Informationen für das 
ERATV (gemäß Anhang II des Beschlusses 
2011/665/EU) 

X X X 

18.14 Betriebs- und Wartungsanleitungen (ein­
schließlich Bergung), soweit nicht in Num­
mer 18.4 und/oder 18.5 enthalten 

X X X 

( 1 ) Bei nicht standardisierter Methode. 

▼B
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ANHANG II 

Von der Genehmigungsstelle zu bewertende Aspekte 

Der nachstehenden Tabelle ist zu entnehmen, welche Informationen bei den 
verschiedenen Genehmigungsverfahren von der Genehmigungsstelle zu bewerten 
sind. Ein (X) in der betreffenden Spalte bedeutet, dass dieser Aspekt bei diesem 
Verfahren bewertet werden muss. 

Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines Fahr­

zeugtyps 

1 Der Antrag stimmt mit dem Standpunkt zur 
Vorbereitung überein (falls zutreffend). X X X X X 

2 Der Antragsteller hat das richtige Genehmi­
gungsverfahren gewählt. X X X X X 

3 Die Verweise des Antragstellers auf TSI 
sonstige anwendbare Unionsvorschriften 
sind korrekt. 

X X X X 

4 Die gewählten Konformitätsbewertungsstel­
len (benannte Stelle(n), Bewertungsstelle 
(GSM RB)) sind ordnungsgemäß akkredi­
tiert bzw. anerkannt. 

X X X X 

5 Nichtanwendung der TSI nach Artikel 7 
der Richtlinie (EU) 2016/797: 

5.1. Gültigkeit (zeitlich und geografisch) 

5.2. Bei diesem Verfahren zutreffend 

5.3. Übereinstimmung mit den aufgeführ­
ten und angewandten Vorschriften. 

X X X X X 

6 6.1. Erfüllt die angewandte Methodik für 
die Erfassung der Anforderungen ih­
ren Zweck in Bezug auf folgende As­
pekte: 

a) Wurde eine standardisierte/an­
erkannte Methodik angewandt? 

b) Ist die Methodik für die grund­
legenden Anforderungen, auf die 
sie sich bezieht, bestimmt und ge­
eignet? 

X X X 

▼B
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Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines Fahr­

zeugtyps 

6.2. Wenn die angewandte Methodik nicht 
standardisiert ist oder sie sich auf an­
dere grundlegende Anforderungen als 
die bezieht, für die sie bestimmt ist, so 
sind die folgenden Aspekte zu prüfen, 
um zu bewerten, ob diese durch die 
Methodik ausreichend berücksichtigt 
und abgedeckt werden: 

a) Grad an unabhängiger Bewertung 

b) Systemdefinition 

c) Gefährdungsermittlung und -einstu­
fung 

d) Grundsätze der Risikoakzeptanz 

e) Risikobewertung 

f) Ermittelte Anforderungen 

g) Nachweis der Erfüllung der Anfor­
derungen 

h) Gefährdungsmanagement (Protokoll) 

7 Hinreichende Nachweise anhand der ange­
wandten Methodik für die Erfassung der 
Anforderungen: 

7.1. Wird für die Erfassung der Anforde­
rungen das in Anhang I der Verord­
nung (EU) Nr. 402/2013 beschriebene 
Risikomanagementverfahren verwen­
det, so ist Folgendes zu prüfen: 

a) GSM zur Risikobewertung, unter­
zeichnete Erklärung des Vorschla­
genden (Artikel 16 der Verord­
nung (EU) Nr. 402/2013), wonach 
alle ermittelten Gefährdungen und 
damit verbundenen Risiken auf ei­
nem vertretbaren Niveau gehalten 
werden; 

b) GSM zur Risikobewertung, Sicher­
heitsbewertungsbericht (Artikel 15 
der Verordnung (EU) Nr. 402/ 
2013) zur Unterstützung der Erklä­
rung des Vorschlagenden für den 
spezifizierten Anwendungsbereich 
gemäß Artikel 13 und mindestens 
die grundlegende Anforderung in 
Bezug auf die Sicherheit der Teil­
systeme und die sichere Integration 
der Teilsysteme eines Fahrzeugs. 

X X X 

▼B
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Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines Fahr­

zeugtyps 

7.2. Wird für die Erfassung der Anforde­
rungen eine andere Methodik als das 
in Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 402/2013 beschriebene Risikoma­
nagementverfahren verwendet, so ist 
Folgendes zu prüfen: 

a) Ist die Systemdefinition vollständig 
und stimmt sie mit der Konzeption 
des Fahrzeugs überein? 

b) Ist die Gefährdungsermittlung und 
-einstufung kohärent und plausi­
bel? 

c) Wurden alle Risiken angemessen 
beherrscht und begrenzt? 

d) Haben die aus dem Risikomanage­
ment resultierenden Anforderungen 
einen angemessenen Bezug zu dem 
betreffenden Risiko und dem 
Nachweis über die Erfüllung der 
Anforderung? 

e) Besteht während des gesamten Pro­
zesses ein strukturiertes und kohä­
rentes Gefährdungsmanagement? 

f) Hat die unabhängige Bewertung 
eine positive Stellungnahme her­
vorgebracht? 

8 EG-Prüferklärungen und EG-Bescheinigun­
gen (Artikel 15 der Richtlinie (EU) 2016/ 
797) sind auf Folgendes zu prüfen: 

8.1. Unterschriften 

8.2. Gültigkeit 

8.3. Geltungsbereich 

8.4. Nutzungsbedingungen für das Fahr­
zeug und sonstige Beschränkungen, 
Nichterfüllung von Anforderungen 

8.5. Nichtanwendung der TSI (falls zutref­
fend) 

8.6. Berücksichtigung aller anwendbaren 
(auch nicht eisenbahnbezogenen) Rechts­
vorschriften 

8.7. Interoperabilitätskomponenten (Gültig­
keit, Anwendungsbereich, Nutzungs­
bedingungen und sonstige Beschrän­
kungen): 

a) EG-Konformitätsbescheinigungen 

b) EG-Gebrauchstauglichkeitsbeschei­
nigungen 

X X X X 

▼B
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Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines Fahr­

zeugtyps 

9 Die Berichte der Konformitätsbewertungs­
stellen (Artikel 15 der Richtlinie (EU) 
2016/797) sind auf Folgendes zu prüfen: 

9.1. Übereinstimmung mit den EG-Konfor­
mitätserklärungen und EG-Bescheini­
gungen 

9.2. Berücksichtigung aller anwendbaren 
Vorschriften 

9.3. Abweichungen und Nichtkonformitä­
ten (falls zutreffend) sind aufgeführt 
und stimmen mit den Anträgen auf 
Nichtanwendung überein. 

9.4. Modulkombinationen sind zulässig. 

9.5. Die Nutzungsbedingungen für das 
Fahrzeug und sonstige Beschränkun­
gen sind ordnungsgemäß aufgeführt 
und stimmen mit den im Genehmi­
gungsantrag genannten Bedingungen 
überein. 

9.6. Die von den Konformitätsbewertungs­
stellen verwendeten Nachweise stim­
men mit den anwendbaren Bewer­
tungsphasen (Entwurfsprüfung, Bau­
musterprüfung usw.) in den TSI über­
ein. 

X X X X 

10 Überprüfung der Bewertungen der für das 
Verwendungsgebiet zuständigen NSB ge­
mäß Artikel 43 

X X X X 

11 Gültigkeit der ursprünglichen Fahrzeugtyp­
genehmigung X X X X 

12 Gültigkeit der ursprünglichen Fahrzeugtyp­
genehmigung für das betreffende Verwen­
dungsgebiet 

X X X 

13 Geltende Nutzungsbedingungen für das 
Fahrzeug und sonstige Beschränkungen X X X 

▼B
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Erstgenehmi­
gung 

Verlänge­
rung der 

Fahrzeugtyp­
genehmi­

gung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Neue Ge­
nehmigung 

Genehmi­
gung auf der 

Grundlage 
eines Fahr­

zeugtyps 

14 GSM zur Risikobewertung, befürwortender 
Sicherheitsbewertungsbericht (Artikel 15 
der Verordnung (EU) Nr. 402/2013) betref­
fend die Erfassung der grundlegenden An­
forderungen in Bezug auf die Sicherheit der 
Teilsysteme und die sichere Integration der 
Teilsysteme 

X X X 

15 GSM zur Risikobewertung, befürwortender 
Sicherheitsbewertungsbericht (Artikel 15 
der Verordnung (EU) Nr. 402/2013) betref­
fend mögliche Veränderungen des Gesamt­
sicherheitsniveaus des Fahrzeugs (wesentli­
che Änderung) 

X X 

16 Veränderungen gegenüber dem genehmig­
ten Fahrzeugtyp sind hinreichend beschrie­
ben und stimmen mit der GSM zur Risiko­
bewertung und dem Sicherheitsbewertungs­
bericht (Artikel 15 der Verordnung (EU) 
Nr. 402/2013) überein. 

X 

17 Die EG-Prüferklärungen und EG-Beschei­
nigungen wurden an die geänderten und/ 
oder aktualisierten nationalen Vorschriften 
angepasst. 

X 

18 Anpassung der Berichte der Konformitäts­
bewertungsstellen an die geänderten und/ 
oder aktualisierten Vorschriften: 

18.1 Die geänderten und/oder aktualisier­
ten Vorschriften wurden berücksich­
tigt. 

18.2 Es liegen Nachweise dafür vor, dass 
der Fahrzeugtyp weiterhin den Anfor­
derungen entspricht. 

X 

19 Nachweis, dass sich die Konzeption des 
Fahrzeugtyps nicht verändert hat. X X 

20 Identifizierung des Fahrzeugs oder der 
Fahrzeugreihe, die Gegenstand der Konfor­
mitätserklärung des Fahrzeugtyps ist. 

X 

21 Erklärung der Typkonformität und zugehö­
rige Unterlagen (Artikel 24 der Richt­
linie (EU) 2016/797) 

X 

▼B
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ANHANG III 

Von den für das Verwendungsgebiet zuständigen NSB zu bewertende 
Aspekte 

Dieser Anhang gilt nicht, wenn sich das Verwendungsgebiet auf das Netz der 
gesamten EU erstreckt und die TSI hierfür besondere Bedingungen enthalten. 

Der nachstehenden Tabelle ist zu entnehmen, welche Informationen bei den 
verschiedenen Genehmigungsverfahren von den für das Verwendungsgebiet zu­
ständigen NSB in Bezug auf die einschlägigen nationalen Vorschriften zu be­
werten sind. Ein (X) in der Spalte des jeweiligen Genehmigungsverfahrens be­
deutet, dass dieser Aspekt bewertet werden muss. 

Erstgenehmi­
gung 

Neue 
Genehmigung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Verlängerung 
der Fahrzeug­
typgenehmi­

gung 

1 Der Antrag stimmt mit dem Standpunkt zur 
Vorbereitung überein (falls zutreffend). X X X X 

2 Das Verwendungsgebiet für den betreffenden 
Mitgliedstaat ist korrekt angegeben. X X X X 

3 Die Verweise des Antragstellers auf die natio­
nalen Vorschriften und Anforderungen für das 
Verwendungsgebiet sind korrekt. 

X X X 

4 Die für das jeweilige Verwendungsgebiet ge­
wählten Konformitätsbewertungsstellen (be­
stimmte Stelle(n), Bewertungsstelle (GSM 
RB)) sind ordnungsgemäß akkreditiert bzw. 
anerkannt. 

X X X X 

5 Hinreichende Nachweise anhand der ange­
wandten Methodik für die Erfassung der An­
forderungen nur in Bezug auf die nationalen 
Vorschriften für das betreffende Verwen­
dungsgebiet: 

5.1. Wird für die Erfassung der Anforderun­
gen eine andere Methodik als das in An­
hang I der Verordnung (EU) Nr. 402/ 
2013 beschriebene Risikomanagement­
verfahren verwendet, so ist Folgendes 
zu prüfen: 

a) Ist die Systemdefinition vollständig 
und stimmt sie mit der Konzeption 
des Fahrzeugs überein? 

b) Ist die Gefährdungsermittlung und 
-einstufung kohärent und plausibel? 

c) Wurden alle Risiken angemessen be­
herrscht und begrenzt? 

d) Haben die aus dem Risikomanage­
ment resultierenden Anforderungen ei­
nen angemessenen Bezug zu dem 
betreffenden Risiko und dem Nach­
weis über die Erfüllung der Anforde­
rung? 

X X X 

▼B
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Erstgenehmi­
gung 

Neue 
Genehmigung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Verlängerung 
der Fahrzeug­
typgenehmi­

gung 

6 EG-Prüferklärungen und Bescheinigungen (na­
tionale Vorschriften) (Artikel 15 der Richt­
linie (EU) 2016/797) sind auf Folgendes zu 
prüfen: 

6.1. Unterschriften 

6.2. Gültigkeit 

6.3. Geltungsbereich 

6.4. Nutzungsbedingungen für das Fahrzeug 
und sonstige Beschränkungen, Nichterfül­
lung von Anforderungen 

X X X X 

7 Die Berichte der Konformitätsbewertungsstel­
len (Artikel 15 der Richtlinie (EU) 2016/797) 
sind auf Folgendes zu prüfen: 

7.1. Übereinstimmung mit den EG-Konfor­
mitätserklärungen und Bescheinigungen 

7.2. Abweichungen und Nichtkonformitäten 
(falls zutreffend) sind aufgeführt. 

7.3. Die Nutzungsbedingungen für das Fahr­
zeug und sonstige Beschränkungen sind 
ordnungsgemäß aufgeführt und stimmen 
mit den im Genehmigungsantrag genann­
ten Bedingungen überein. 

7.4. Die von den Konformitätsbewertungsstel­
len verwendeten Nachweise stimmen mit 
den anwendbaren Bewertungsphasen in 
den nationalen Vorschriften überein. 

X X X X 

8 Geltende Nutzungsbedingungen für das Fahr­
zeug und sonstige Beschränkungen X X X 

9 GSM zur Risikobewertung, befürwortender Si­
cherheitsbewertungsbericht (Artikel 15 der 
Verordnung (EU) Nr. 402/2013) betreffend 
die Erfassung der grundlegenden Anforderun­
gen in Bezug auf die Sicherheit der Teilsys­
teme und die sichere Integration der Teilsys­
teme 

X X X 

10 GSM zur Risikobewertung, befürwortender Si­
cherheitsbewertungsbericht (Artikel 15 der 
Verordnung (EU) Nr. 402/2013) betreffend 
mögliche Veränderungen des Gesamtsicher­
heitsniveaus des Fahrzeugs (wesentliche Än­
derung) 

X X 

11 Veränderungen gegenüber dem genehmigten 
Fahrzeugtyp sind hinreichend beschrieben 
und stimmen mit der GSM zur Risikobewer­
tung und dem Sicherheitsbewertungsbericht 
(Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 402/ 
2013) überein. 

X 

▼B



 

02018R0545 — DE — 16.06.2020 — 001.001 — 60 

Erstgenehmi­
gung 

Neue 
Genehmigung 

Erweiterung 
des Verwen­
dungsgebiets 

Verlängerung 
der Fahrzeug­
typgenehmi­

gung 

12 Die EG-Prüferklärungen und EG-Bescheini­
gungen wurden an die geänderten/aktualisier­
ten nationalen Vorschriften angepasst. 

X 

13 Anpassung der Berichte der Konformitäts­
bewertungsstellen an die geänderten/aktuali­
sierten Vorschriften: 

13.1. Die geänderten/aktualisierten nationalen 
Vorschriften wurden berücksichtigt. 

13.2. Es liegen Nachweise dafür vor, dass der 
Fahrzeugtyp weiterhin den Anforderun­
gen entspricht. 

X 

▼B
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